
Ukraine:  Nationale  Frage  und
die Frauen
von Susanne Kühn / Oda Lux, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine ist allgegenwärtig: in den Medien
und  im  Alltag.  Man  sieht  vor  allem  Bilder  von  kämpfenden  Männern,
geflüchteten Frauen oder von Daheimgebliebenen in zerstörten Häusern. Das
erfasst die Lebensrealität und die Lage der Frauen in der Ukraine nur zum
Teil.  Denn  obwohl  unter  anderem  aufgrund  des  Kriegsrechtes,  welches
ukrainischen Männern zwischen 18 und 60 die Ausreise verbietet, ein sehr
großer Teil der Menschen, die Westeuropa erreichen, Frauen sind, wird die
Frage, wie es eigentlich um ihre Situation in diesem Konflikt und der Ukraine
generell steht, verhältnismäßig wenig gestellt.

Um deren Lage – wie die Situation in der Ukraine – selbst zu verstehen, ist es
jedoch auch erforderlich,  kurz auf die nationale Unterdrückung seit  dem
Zarismus einzugehen.

Wir halten dies allerdings für dringend notwendig, weil bei aller berechtigten
und notwendigen Kritik am ukrainischen Nationalismus Ingoranz gegenüber
der  nationalen  Frage  in  der  Ukraine  vorherrscht  –  nicht  nur  in  der
bürgerlichen  Öffentlichkeit  oder  bei  unverbesserlichen  Putinist:innen,
sondern  auch  in  weiten  Teilen  der  „radikalen“  Linken.

Dies ist umso wichtiger, weil der reaktionäre und barbarisch geführte Krieg
Russlands  nicht  nur  abertausenden ukrainischen Zivilist:innen das  Leben
gekostet,  hunderttausende  obdachlos  gemacht  und  verarmt,  sondern
Millionen – vor allem Frauen – zur Flucht gezwungen hat. Er hat auch einem
reaktionären  und  historisch  eher  schwachbrüstigen  bürgerlichen
Nationalismus massiven Zulauf verschafft. Und es ist klar, dass dieser ohne
Lösung der ukrainischen nationalen Frage nicht entkräftet werden kann.
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Genau  darin,  in  der  Anerkennung  der  Bedeutung  der  nationalen
Unterdrückung  als  einer  Schlüsselfrage  in  der  Ukraine  bestand  die
historische Errungenschaft Lenins – eine Errungenschaft, die allerdings auch
schon zu seinen Lebzeiten in der Bolschewistischen Partei umstritten war.
Unter dem Stalinismus wurde letztlich die nationale Unterdrückung nur in
anderer Form reproduziert.

Ukraine und ihre nationale Unterdrückung
Im 19. Jahrhundert, in der Phase der Herausbildung der Nation, waren die
Ukrainer:innen in ihrer großen Mehrheit Bewohner:innen des zaristischen
Russland,  Gefangene  eines  Völkergefängnisses  (ein  bedeutender  Teil  der
Westukraine gehörte zur Habsburger Monarchie).

Die  Existenz der  ukrainischen Nation wurde vom Zarismus bestritten,  ja
bekämpft. Sie wurden ganz im Sinne des großrussischen Chauvinismus als
„Kleinruss:innen“  bezeichnet.  Im  Zuge  der  Russifizierungspolitik  wurden
ukrainische Literatur und Zeitungen ab 1870 verboten, um so diese Kultur
zwangsweise zu assimilieren.  Die Revolution von 1905 erzwang zwar die
Aufhebung dieser Gesetze bis 1914, aber im Ersten Weltkrieg wurde das
Verbot der ukrainischen Sprache wieder eingeführt. Erst die Revolution 1917
hob diese wieder auf.

Die entstehende ukrainische Nation setzte sich in ihrer übergroßen Mehrheit
aus Bauern/Bäuerinnen zusammen, die eine gemeinsame Sprache und auch
ein  Nationalbewusstsein  pflegten.  Die  herrschenden  Klasse  und  die
kleinbürgerlichen städtischen Schichten setzten sich aber vorwiegend aus
Nichtukrainer:innen zusammen – westlich des Dnepr waren es vor allem
polnische Grundbesitzer:innen, östlich des Dnepr russische. Die städtischen
Händler:innen waren vor allem Juden/Jüdinnen.

Die Industrialisierung der Ukraine setzte Ende des 19. Jahrhunderts mit der
Erschließung des Donbass (Donezbeckens) ein.  Die Arbeiter:innen in den
Bergwerken  wie  auch  die  Kapitalist:innen  waren  zum  größten  Teil
großrussische  Migrant:innen.



Ende  des  19.  Jahrhunderts  sah  die  nationale  Zusammensetzung  der
ukrainischen Gouvernements im zaristischen Reich wie folgt aus:  76,4 %
Ukrainer:innen,  10,5  %  Großruss:innen,  7,5  %  Juden/Jüdinnen,  2,2  %
Deutsche, 1,3 % Pol:innen und 2,1 % andere. Auf dem Land bildeten die
Ukrainer:innen mit  82,9 % die  überwältigende Mehrheit,  in  den Städten
machten sie aber lediglich 32,2 % der Bevölkerung aus.

Die  nationale  Frage  in  der  Ukraine  war  also  eng  mit  der  Agrarfrage
verbunden  und  nahm  auch  die  Form  eines  Stadt-Land-Gegensatzes  an.
Zweitens war und wurde die Ukraine im Krieg auch Kampfplatz zwischen
Großmächten, die ihre wirtschaftliche und geostrategische Konkurrenz auf
ihrem Gebiet austrugen.

Ukrainischer Nationalismus
Der ukrainische bürgerliche Nationalismus entwickelte sich erst spät, in der
zweiten Hälfte in den Städten des zaristischen Russland oder im Habsburger
Reich, wo die ukrainische Kultur und Sprache weniger extrem unterdrückt
wurden. Von Beginn an stützte er sich auf eine relativ schwache ukrainische
Bourgeoisie und Intelligenz. Im zaristischen Russland war er außerdem von
Beginn an – auch aufgrund der Rolle der orthodoxen Kirche und einer Teile-
und-herrsche-Politik  des  Zarismus  –  stark  antipolnisch  und  auch
antisemitisch geprägt. Zugleich offenbarte er schon früh eine Bereitschaft,
sich  politisch  verschiedenen  Mächten  unterordnen,  was  sich  im  Ersten
Weltkrieg, im Bürger:innenkrieg und in extremster Form in der Kollaboration
ukrainischer  Nationalist:innen  (insb.  von  Banderas  OUN;  Organisation
Ukrainischer  Nationalist:innen)  mit  den  Nazis  ausdrückte.

Es wäre aber falsch, ihn als rein reaktionäre Strömung zu betrachten. Neben
einem  von  Beginn  an  überaus  zweifelhaften  bürgerlichen  Nationalismus
bildeten sich auch linkere, oft sozialrevolutionäre, populistische Strömungen
heraus,  die eine reale Basis unter der Bauern-/Bäuerinnenschaft  besaßen
(darunter  auch  Sozialrevolutionär:innen,  später  auch  halbanarchistische
Strömungen,  deren  bekannteste  die  Machnobewegung  war).  Die
fortschrittlichste  Kraft  stellten  sicher  die  Borot’bist:innen  dar  (linke
Nationalist:innen, die sich dem Kommunismus zuwandten und schließlich mit



der KP der Ukraine verschmolzen; Borot’ba = dt.: Kampf).

Arbeiter:innenbewegung und Bolschewismus
Die  Arbeiter:innenbewegung  konnte  vor  der  Oktoberrevolution  in  der
ukrainischen Bevölkerung – das heißt unter der Bauern-/Bäuerinnenschaft –
faktisch keinen Fuß fassen (und sie hat das auch kaum versucht). Nach der
Revolution  trat  Lenin  –  auch  gegen  massive  Widerstände  unter  den
Bolschewiki – entschieden für das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine ein
(einschließlich  des  Rechts  auf  Eigenstaatlichkeit).  Zweifellos  stellte  dies
einen  Schlüssel  für  die  Normalisierung  des  Verhältnisses  zur  Bauern-
/Bäuerinnenschaft  zu  Beginn der  1920er  Jahre  dar.  Die  bolschewistische
Politik in der Ukraine und im Bürgerkrieg war jedoch schon in dieser Periode
keineswegs  frei  von  großrussisch-chauvinistischen  Zügen,  die  jedoch
innerparteilich  vor  allem  von  Lenin  bekämpft  wurden.

Dass  die  Bolschewiki  schließlich  die  Ukraine  gegen  verschiedene
konterrevolutionäre und imperialistische Kräfte gewinnen konnten, lag, wie
E. H. Carr in „The Bolshevik Revolution“ treffend zusammenfasst,  daran,
dass sie den Bauern/Bäuerinnen als das „kleinste Übel“ verglichen mit den
Regimen aller anderen Kräfte erschienen, die ihr Land ausgeblutet hatten.

In jedem Fall versuchten die Bolschewiki teilweise schon während, vor allem
aber  nach  dem  Bürger:innenkrieg,  das  Verhältnis  zur  ukrainischen
Bevölkerung zu verbessern und sie so praktisch  davon zu überzeugen, dass
sie deren nationale Selbstbestimmung anerkannten und den großrussischen
Chauvinismus nicht in einer „roten“ Spielart reproduzieren wollten.

Dazu sollten vor allem zwei Mittel dienen:

a) Die Korenisazija (dt.: Einwurzelung), eine Politik, die darauf abzielte, die
Kultur und Sprache der unterdrückten Nationen, ihren Zusammenschluss in
eigenen Republiken oder autonomen Gebieten zu fördern und Angehörige
der unterdrückten Nationen entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung
in den Staatsapparat und die Partei zu integrieren. Außerdem sollte so auch
die  Herausbildung  oder  Vergrößerung  des  Proletariats  unter  den



unterdrückten  Nationen  gefördert  werden.

b) Die Neue Ökonomische Politik (NEP). Dieser zeitweilige Rückzug auf dem
Gebiet der ökonomischen Transformation auf dem Land sollte einerseits die
Versorgung der  Städte  bessern und die  Produktivität  der  Landwirtschaft
steigern, andererseits aber auch das Bündnis der Arbeiter:innenklasse mit
der Bauern-/Bäuerinnenschaft stabilisieren, das im Bürger:innenkrieg durch
das System der Zwangsrequirierung landwirtschaftlicher Produkte und Not
im Dorf extrem angespannt war.

Zwangskollektivierung  und  großrussischer
Nationalismus der Bürokratie
Der entstehenden und schließlich siegreichen Bürokratie Stalins waren jede
reale Autonomie und Selbstbestimmung der Nationen in der Sowjetunion ein
Dorn  im  Auge.  Die  Politik  der  Zwangskollektivierung,  selbst  eine
bürokratisch-administrative  Reaktion  auf  ihre  vorhergegangenen  Fehler,
kostete Millionen Bauern/Bäuerinnen in der Sowjetunion das Leben. In der
Ukraine nahm diese Politik besonders brutale Formen an. Hilfslieferungen an
die  hungernden  und  verhungernden  Landbewohner:innen  wurden
verweigert,  Flüchtenden  wurde  das  Verlassen  der  Ukraine  verwehrt.

Damit sollten auch die Reste ukrainischen Widerstandes gebrochen werden.
Die Politik der Zwangskollektivierung wird von einer im Kern großrussisch-
chauvinistischen Kampagne gegen den „ukrainischen Nationalismus“ und mit
der Abschaffung der Korenisazija verbunden.

Der barbarische Hungertod von Millionen Ukrainer:innen erklärt auch die
Entfremdung  der  Massen  vom  Sowjetregime  und  warum  ein  extrem
reaktionärer Nationalismus unter diesen in den 1930er Jahren Fuß fassen
konnte. Ohne eine schonungslose revolutionären Kritik, ohne einen klaren
politischen und programmatischen Bruch mit dem Stalinismus und ohne ein
Anknüpfen am revolutionären Erbe der Lenin’schen Politik wird es unmöglich
sein, die ukrainischen Massen vom ukrainischen Nationalismus zu brechen.



Frauenpolitik und Stalinismus
Der reaktionäre Charakter der Politik des Stalinismus zeigte sich in den
1930er Jahren auf allen Ebenen, insbesondere auch bei der Einschränkung
des  Selbstbestimmungsrechts.  Mit  dem  Sieg  der  Bürokratie  wird  die
„sozialistische Familie“ zum Leitbild ihrer Frauenpolitik. In der Sowjetunion
(und auch in der Ukraine) wird eine Hausfrauenbewegung gefördert. Auch
die  werktätige  Frau ist  zugleich  und vor  allem glückliche  Hausfrau und
Mutter.

Mit der Industrialisierung, aber auch im Zweiten Weltkrieg werden Frauen
zu  Millionen  in  die  Produktion  eingezogen,  zu  Arbeiterinnen.  Zugleich
werden während des Krieges reaktionäre Geschlechterrollen zementiert und
verstärkt.  So  wird  die  Koedukation  von  Jungen  und  Mädchen  in  der
Sowjetunion  1943  abgeschafft,  Scheidungen  werden  fast  unmöglich  und
unehelich Geborene werden rechtlich schlechter gestellt.

Obwohl Frauen einen relativ hohen Anteil in einzelnen Abteilungen der Roten
Armee stellten,  tauchen sie  in  der  offiziellen  Darstellung kaum auf.  Der
Faschismus  wird,  offiziellen  Darstellungen  zufolge,  von  den  männlichen
Helden vertrieben und geschlagen,  denen die  Frauen in  der  Heimat,  im
Betrieb und in der Hausarbeit den Rücken frei halten.

Im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  wird  das  reaktionäre
Frauenbild weiter  ideologisch aufrechterhalten.  Trotz  einer weitgehenden
Einbeziehung  der  Frauen  in  die  Arbeitswelt  wurde  die  Mutterschaft  als
Hauptaufgabe der Frau betont, gesellschaftlich gefördert und belohnt. So
wurden Prämien und Orden für Mütter, die 5 oder mehr Kinder zur Welt
brachten, eingeführt. Alleinlebende oder auch kleinere Familien wurden zur
Zahlung eine Spezialsteuer verdonnert.

Nach Stalins Tod tritt unter Chruschtschow eine gewisse Liberalisierung ein.
So wird die Abtreibung wieder legalisiert.  Darüber hinaus gibt  es einige
Verbesserungen für die Frauen.

Diese zeigen sich vor allem auf dem Gebiet der Bildung. So steigt der Anteil
der Absolventinnen von Fachhochschulen bis in die 1970er Jahre auf rund



50 % – ein Anteil,  der zu diesem Zeitpunkt von keinem westlichen Staat
erreicht wurde. Außerdem wurden eine Reihe von staatlichen Einrichtungen
auf dem Gebiet der Kinderbetreuung oder auch ein flächendeckendes System
leicht zugänglicher (wenn auch oft  nicht besonders guter) Kantinen oder
Speisehallen geschaffen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die Unterdrückung der Frau
bleiben jedoch bestehen. Frauen leisten weiter den größten Teil der privaten
Hausarbeit. Im Berufsleben waren sie bis auf weniger Ausnahmen weiter auf
typische  „Frauenberufe“  oder  schlechter  bezahlte  Tätigkeiten
(Bildungswesen,  Gesundheit,  Ärzt:innen,  Putz-  und Hilfspersonal,  Handel,
Nahrungsmittelindustrie,  Textil,  auch  generell  Fließbandarbeiter:innen)
konzentriert. Der Zutritt zu vielen von insgesamt über 450 „Männerberufen“
wurde ihnen verwehrt (darunter z. B. Lokführerin oder Fahrerin von großen
LKWs). Der Durchschnittslohn lag in den 1970er und 1980er Jahren immer
noch bei nur 65 – 75 % der Männer.

Restauration des Kapitalismus
Die Krise der Sowjetwirtschaft in den 1980er Jahren und die schockartige
Restauration des Kapitalismus trafen die Arbeiter:innenklasse, vor allem aber
die proletarischen Frauen mit extremer Härte auf mehreren Ebenen:

a) Massive Entlassungen und Schließungen treffen vor allem Frauen in den
schlechter  bezahlten  Tätigkeiten,  insbesondere  wenn  ganze  Industrien
bankrott  gehen.

b) Die Verschuldung und Währungskrisen führen zu massiven Kürzungen im
öffentlichen  Sektor  (Privatisierungen  und  Schließungen)  und  daher  auch
Massenentlassungen in Bereichen wie Gesundheit oder Bildung.

c) Zugleich werden soziale Leistungen massiv gekürzt, Kitas und Kantinen
geschlossen  (insbes.  die  betrieblichen).  Die  Preise  steigen  massiv  für
Wohnungen  und  Lebensmittel.

d)  Zugleich  werden  ein  reaktionäres  Frauenbild  und  reaktionäre
Geschlechterrollen ideologisch verfestigt und „neu“ eingekleidet. Sexismus,



reaktionäre  Familienideologie  und  Homophobie  müssen  nicht  erfunden
werden, sondern greifen Elemente des Stalinismus auf und kombinieren sie
mit tradierten bürgerlichen Vorstellungen.

e) Der Anteil an Frauen unter den Beschäftigten sinkt in der Ukraine (wie
überhaupt die Beschäftigung sinkt).  Zugleich werden mehr Frauen in die
Prostitution gezwungen oder verschleppt – sei es aus ökonomischer Not, sei
es direkt gewaltsam in illegalen Frauenhandel.

Mit dem Zusammenbruch der ehemaligen Sowjetstaaten und der Entstehung
der  Ukraine  als  unabhängiger  Staat  veränderte  sich  also  auch  das
gesellschaftliche Gefüge. Eine Spaltung der Gesellschaft verlief zwischen der
prorussischer und proeuropäischer Seite. Die alten KP-Strukturen wurden
durch neue ersetzt. Ebenso wie in anderen ehemaligen sowjetischen Staaten
setzten sich Oligarch:innen, vor allem Männer, an die Macht und blieben an
ihr kleben. Bezeichnend ist, dass es bis heute keine Präsidentin gab und auch
nur  eine  weibliche  Premierministerin,  Julija  Tymoschenko  (2005;  2007  –
2010).  Die  sog.  orangene  Revolution  von  2004  –  2005,  die  auch  mit
Generalstreiks einherging, verhalf ihr an die Macht. Allerdings kann sie nicht
als  eine  progressive  Führungsfigur  eingeschätzt  werden,  die  sich  an die
Spitze einer Bewegung für mehr weibliche Partizipation hätte setzen können.
Auch die Maidanbewegung 2013/14 vermochte es nicht, den Einfluss von
Frauen großartig zu steigern.

Was sie allerdings geschafft hat, ist, die Annäherung an den Westen weiter
voranzutreiben. Dies umfasst Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Einerseits
wäre da die Annäherung an die EU, welche zwar Privatisierungen, massive
Militärausgaben, Sozialkürzungen und viele weitere Angriffe, welche auch
Frauen treffen, zur Folge hatte, aber eben als Nebeneffekt auch politische
Reformen voranbrachte, welche aufgrund ihrer Stoßrichtung zur „liberalen“
bürgerlichen  Demokratie  bessere  Bedingungen  für  einen  Kampf  zur
Frauenbefreiung schaffen. So wurde beispielsweise eine Frauenquote von
30 % bei lokalen Wahlen beschlossen, welche nicht umgesetzt wird, aber
trotzdem eine Verbesserung darstellt.  Auch die Reformen im Bereich von
Justiz und Strafverfolgung sowie Korruptionsbekämpfung kommen vor allem
Frauen zugute, da diese am wenigsten von den „Vorteilen“ profitieren und



am meisten unter den Nachteilen leiden. Parallel dazu begann 2014 auch ein
faktischer  Bürger:innenkrieg  in  der  Ukraine,  der  zur  Gründung  der
Donbassrepubliken  und  zur  Annexion  der  Krim  durch  Russland  führte.

In  der  Zwischenzeit  ist  die  starke  Abhängigkeit  des  ukrainischen
Staatshaushaltes vom Westen noch gestiegen. Zusammen mit den bereits
vorher  stattgefundenen  Maßnahmen  an  Sozialkürzungen  und
Privatisierungen  führte  dies  dazu,  dass  noch  mehr  Menschen  in  Armut
stürzen (rund 50 % der Bevölkerung). Die Arbeitslosigkeit liegt aktuell bei
knapp  einem  Drittel  und  es  ist  über  den  weiteren  Winter  mit  vielen
Stromausfällen und Heizungsengpässen zu rechnen, da knapp zwei Drittel
der  Energieinfrastruktur  zerstört  sind.  All  das  trifft  Frauen,  die  in  der
Ukraine  knapp  10  %  weniger  Beschäftigungsanteil  haben  als  Männer,
stärker.  Die  Abhängigkeit  von  der  bürgerlichen  Familie  fällt  besonders
schwer  ins  Gewicht,  wenn  der  Alleinverdiener  stirbt  und  die  nun
Alleinerziehende weniger Aussichten hat, einen Job zu bekommen, in dem sie
dann auch noch geringer bezahlt wird.

Die Ukraine: nicht nur blau und gelb, sondern
auch „rein weiß“?
Die  heutige  Ukraine  ist  auch  ein  Vielvölkerstaat  mit  diversen  Ethnien,
Sprachen und Religionen. Neben Ukrainer:innen und Russ:innen umfasst sie
mehr als 130 ethnische Gruppen und viele Minderheitensprachgruppen, von
denen die größte Gruppe Roma/Romnja sind. Etwa 400.000 leben im Land.
Dies ist wichtig zu wissen, da sie nur selten erwähnt werden und historisch
überall,  wo  sie  sich  aufhielten,  diskriminiert  und  schlimmstenfalls
systematisch verfolgt wurden. In den letzten 10 Jahren gab es in der Ukraine
mehrere  Pogrome  gegen  Sinti/Sintizze  und  Roma/Romnja  bei  denen
Menschen getötet und vertrieben wurden. Besonders rechtsextreme Gruppen
hatten es auf sie abgesehen, aber vom Staat gestützt wurden sie dennoch
nicht. Auch auf der Flucht sind sie dem Antiziganismus in Osteuropa sowie in
Ländern wie Deutschland ausgesetzt. Zum Teil wurden sie an der Ausreise
gehindert  und  es  gab  sogar  Bilder  von  massakrierten  sowie  zur  Schau
gestellten Personen. Schafften sie es doch bis nach Deutschland, so war es



für  sie  schwierig,  staatliche  Hilfe  zu  erlangen.  Einerseits  weil  es  ein
generelles rassistisch motiviertes Misstrauen gegenüber Sinti/Sintizze und
Roma/Romnja  gibt,  andererseits  besitzen  viele  keine  Pässe  und  konnten
daher ihre Ansprüche nicht beweisen.

Eine weitere Gruppe, die zeigt, dass die Ukraine nicht so weiß ist, wie auch
in den deutschen Medien gerne suggeriert, ist die Gruppe der Migrant:innen
aus  aller  Herren  Länder,  die  zum  Arbeiten  oder  Studieren  ins  Land
gekommen  waren.  Auch  die  Ukraine  ist  und  war  eine  heterogene
Gesellschaft. Dies wirkt sich auch auf die Lage der Frau sehr unterschiedlich
aus – ein starkes Stadt-Land- wie auch Ost-Westgefälle sind hier zu sehen. Zu
oft  vergessen  wird  allerdings,  dass  auch  die  Gesellschaft  ethnisch  und
sprachlich vielfältiger ist, als es häufig dargestellt wird, weswegen neben
sexistischer Diskriminierung und auf Geschlecht basierender Vulnerabilität
noch rassistische Diskriminierung hinzukommt. Egal ob noch im Land selbst
oder  auf  der  Flucht,  befinden  sich  diese  Personen  noch  mal  in  einer
besonders prekären Situation.

Der Einmarsch des russischen Imperialismus hat die Lage der Frauen und
der Minderheiten noch einmal  dramatisch verschlechtert.  In der Ukraine
überzieht  der  russische  Imperialismus  das  Land  mit  einem reaktionären
Eroberungskrieg.  Zugleich  findet  der  Kampf  zwischen  dem  russischen
Imperialismus und den westlichen Mächten statt, nimmt der Krieg wichtige
Aspekte eines Stellervertreter:innenkrieges an.

Nichtsdestotrotz haben die Ukrainer:innen natürlich das Recht, sich gegen
die Invasion zur Wehr zu setzen, sich selbst zu verteidigen. Die historische
Entwicklung und der Krieg zeigen jedoch auch, wie untrennbar der Kampf
um  Selbstbestimmung,  gegen  die  Unterdrückung  der  Frauen  und
Minderheiten mit dem gegen westliches Großkapital,  russische Oligarchie
und die „eigene“ herrschende Klasse verbunden ist.



Antikriegsbewegung in Russland
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Ein Jahr seit Beginn des Angriffskrieges – und das Regime Putins scheint
nicht zu bröckeln, ja nicht mal kleine Risse zu bekommen. Doch die Fassade
täuscht, denn der Druck, den Krieg gewinnen zu müssen, wächst stetig für
die russische Regierung. Zwar wurde am Jahresanfang seitens Putins, aber
auch der internationalen Gemeinschaft festgestellt, dass die Sanktionen die
Nation nicht so stark treffen, wie es sich manch eine/r erhofft hat.

Dennoch ist das Loch im russischen Haushalt nicht besonders klein. Russland
verkauft bereits Devisen im Wert von 8,9 Milliarden Rubel (gut 112 Millionen
Euro)  pro  Tag,  um  das  Defizit  zu  decken.  Auch  Goldreserven  werden
veräußert. Die Zentralbank hat zuletzt davor gewarnt, dass ein hohes Defizit
die  Inflation  anheizen  könnte.  Sie  wäre  dadurch  zu  Zinserhöhungen
gezwungen, die wiederum die Konjunktur belasten würden. Es kann also
nicht  ewig  so  bleiben.  Doch  wie  kann  der  Krieg  beendet  werden?  Und
welchen Widerstand gibt es überhaupt?

Ein grober Überblick
Die Kritiker:innen des Krieges kommen aus allen politischen Spektren in
Russland,  denn  nur  die  wenigsten  profitieren  von  der  sogenannten
„Spezialoperation“. So gab es unmittelbar nach dem Einmarsch Petitionen
und Positionierungen von bekannten Personen der russischen Öffentlichkeit
gegen den Krieg. Aber auch aus der breiteren Bevölkerung kamen offene
Briefe wie beispielsweise einer aus der IT-Branche, der von rund 30.000
Beschäftigten unterzeichnet wurde.

Es  folgten  Aktionen  von  Künstler:innen  wie  des  Kollektivs  Nevoina  aus
Samara oder die anonyme Bewegung „Krankschreibung gegen den Krieg“.
Die größten koordinierten Aktivitäten stellten die Aktionstage am 6. und 13.
März 2022 sowie im September dar. Trotz dieser Unternehmungen ist es

https://onesolutionrevolution.de/antikriegsbewegung-in-russland/
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jedoch bisher nicht gelungen, eine breite Antikriegsbewegung aufzubauen.
Die Gründe dafür sind zahlreich.

Die  Aktivist:innen  selber  erleiden  seit  dem ersten  Tag  des  Krieges  eine
massive Repression seitens des russischen Staates. Das Versammlungsrecht
war bereits vor dem Krieg drastisch eingeschränkt worden. Neben massiver
Polizeigewalt  gab  es  bis  zum  13.  März  14.000  Festnahmen.  Diese
Ordnungsverwahrungen endeten zwar häufig nach 10 – 15 Tagen, jedoch
wurde  auch  vereinzelt  von  Fällen  berichtet,  bei  denen  Festgenommene
gefoltert wurden. Das Ziel seitens des russischen Staatsapparates war von
Beginn an, die Proteste im Keim zu ersticken.

So  gab  es  für  das  gesamte  Jahr  2022  laut  OVD-Info  mehr  als  21.000
Festnahmen  sowie  mindestens  370  Angeklagte  in  Strafverfahren  wegen
Antikriegsäußerungen  und  -reden.  Mehr  als  200.000  Internetressourcen
wurden  gesperrt  und  11  Urteile  wegen  Staatsverrats  verhängt.  Darüber
hinaus  haben  Behörden  bestätigt,  dass  bisher  141  Personen  wegen
Teilnahme an Antikriegsprotesten mittels Gesichtserkennungssystemen (z. B.
in der Moskauer U-Bahn) ermittelt wurden.

Chronik der Repression
Mit  der  massiven  Repression  hatte  das  Putinregime  bisher  Erfolg.  Die
Proteste  wurden  klein  gehalten,  große  Teile  der  Bevölkerung
eingeschüchtert und wichtige Aktivist:innen für den Widerstand haben mit
Repression zu kämpfen oder mussten fliehen. Die Oppositionsgruppen haben
in dieser Situation Aufrufe zu öffentlichen Kundgebungen eingestellt, weil sie
beim aktuellen Kräfteverhältnis nur zum Verheizen der Aktivist:innen führen
würden.

Weitere Gründe für diese Schwäche

Doch  nicht  nur  die  Repression  alleine  erschwert  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung. Hinzu kommen zwei weitere Gründe, die wir nur kurz
anreißen können:

a) Fehlende Programmatik und Klarheit



Die eher autonom geprägte Gruppe „Alt-Left“ ging in ihrer Auswertung des
Aktionstags am 13. März 2022 davon aus, dass die Führung der Bewegung
eine liberale Prägung habe und es in der Bevölkerung eine mehrheitliche
Unterstützung  für  die  „Spezialoperation“  und  eine  starke  Zunahme  des
Nationalismus  gebe.  Das  ist  natürlich  ein  Ergebnis  von  Putins
Propagandahoheit, aber auch der Tiefe der historischen Niederlage, die mit
der Restauration des Kapitalismus einherging, und einer Linken, die an sich
selbst  den  Zusammenbruch  des  Stalinismus  erfuhr  und  sich  und  die
Arbeiter:innenklasse bisher nicht so reorganisieren konnte, dass sie einen
alternativen gesellschaftlichen Pol gegen Putin darstellen. Teile der „linken“
Kräfte  –  insbesondere  die  Spitzen  der  KPR  und  der  offiziellen
Gewerkschaften –  unterstützen Putins  Krieg.  Andere nehmen keine klare
Position  ein,  erkennen  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Ukraine
grundsätzlich nicht an oder betrachten Russland nicht als imperialistische
Kraft. All das hat verhindert, dass sich ein klarer antikapitalistischer und
antiimperialistischer Pol in der Bewegung bildete.

b) Mangelnde Verankerung

Weiterhin  fehlt  eine  Verankerung  der  radikalen,  gegen  das  Regime
gerichteten  Linken  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse.  Letztere  ist
massenhaft  vor  allem  in  der  staatstragenden  Gewerkschaftsföderation
organisiert und durch diese kontrolliert. Die aktuellen Proteste können sich
somit richtigerweise gegen den Krieg Russlands richten, aber darüber hinaus
können  sie  in  ihrem aktuellen  Ausmaß  nur  die  Keimform  einer  breiten
Antikriegsbewegung darstellen. Davon, den Krieg stoppen zu können, sind
sie weit entfernt. Die Linke ist marginalisiert, die Arbeiter:innenklasse tritt
nicht als eigenständige Kraft auf.

Rolle von Frauen
Doch  nicht  alles  ist  aussichtslos.  Von  Anfang  an  bildeten  Frauen  eine
treibende  Kraft  der  Antikriegsbewegung.  OVD-Info  verzeichnete,  dass
zwischen  dem  24.  Februar  und  12.  Dezember  mindestens  8.500
Administrativverhaftungen  von  Frauen  wegen  Äußerungen  von
Antikriegspositionen in verschiedenen Formen stattfanden, was etwa 45 %



aller bekannten Inhaftierten entspricht.

In den letzten Jahren ist der Anteil der bei Kundgebungen festgenommenen
Frauen deutlich gestiegen: 2021 betrug er bei solchen zur Unterstützung von
Alexei  Nawalny  25  –  31  %  und  2022  dort  nach  Ankündigung  der
Mobilisierung am 21. und 24. September 51 % bzw. 71 %. Der Autor und
Herausgeber  Ewgeniy  Kasakow  kommt  im  Buch  „Spezialoperation  und
Frieden – Die russische Linke gegen den Krieg“ zur Schlussfolgerung, dass
das feministische Spektrum das bestorganisierte in der aktuellen Situation
sei.  Das liegt seiner Einschätzung nach daran, dass es im Gegensatz zur
restlichen Linken am wenigsten gespalten in der Frage der Ukraine gewesen
sei.  Zum  anderen  schaffte  es  am  schnellsten,  „horizontale  Strukturen“
auszubilden,  und  war  somit  in  der  Lage,  zu  unterschiedlichen  Fragen
Agitationsmaterialien  zu  erstellen  und  Solidaritätskampagnen  zu
organisieren. Die größte nachvollziehbare Kraft stellt dabei das Netzwerk
Feministischer Antikriegswiderstand dar, das aktuell auch die stärkste im
Kampf gegen Krieg auszumachen scheint.

Das Feministische Antikriegswiderstand (FAS)
So gab es am 8. März 2022 in über 90 Städten stille Proteste, bei denen
Blumen  vor  Denkmäler  gelegt  wurden  wie  beispielsweise  einem
Wandgemälde in der Kiewer U-Bahnstation in Moskau, das für die russisch-
ukrainische  Freundschaft  steht.  Was  sich  nach  einer  Kleinigkeit  anhört,
führte jedoch allein in Moskau zur Verhaftung von 90 Personen und zeigt,
wie gering der Spielraum für Proteste ist.

Um so positiver ist es, die Aktivitäten der FAS über die letzten Monate zu
verfolgen: Neben der Sammlung von Spenden für ukrainische Geflüchtete,
der Unterstützung von nach Russland Abgeschobenen hat sie mehr als 10
Ausgaben  der  Printzeitung  Zhenskaya  Pravda  (Frauenwahrheit)
herausgegeben, mit der sie vom Staat unabhängige Informationen über den
Krieg gewährleistet.

Ebenso finden sich Artikel  wieder,  die  thematisieren,  wie Söhne vor der
Armee geschützt werden können oder sich der Krieg auf das Familienbudget



und  die  Wirtschaft  Russlands  auswirkt.  Auf  Teletype  veröffentlicht  sie
regelmäßig  Zwischenberichte  ihrer  Arbeit  sowie  Reden  von  einzelnen
Koordinator:innen des Netzwerks. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag
in  der  Agitation  gegen  den  Krieg  und  beweist  flexibles  Nutzen  von
Onlineaktivismus  und  illegaler  Arbeit,  die  nicht  nur  auf  Onlinemedien
basieren  kann.

Positionen
Klar  sollte  sein,  dass  das  Netzwerk  keine  total  homogene  Struktur
verkörpert, die auf Basis eines tiefer gehendenen einheitlichen Programms
agiert. Es dient als Sammelbecken für linke wie auch liberale Aktivist:innen
in  Russland  und  international,  die  auch  unterschiedliche  Einschätzungen
bezüglich des Charakters Russlands im Weltgefüge vertreten. Dennoch hat
es am 25. Februar ein Manifest veröffentlicht, das mittlerweile in über 20
Sprachen verfügbar ist. Dort bezieht es klar Stellung zum Krieg und schreibt:
„Russland hat seinem Nachbarn den Krieg erklärt. Es hat der Ukraine weder
das  Recht  auf  Selbstbestimmung  noch  irgendeine  Hoffnung  auf  ein
friedliches Leben zugestanden. Wir erklären – und das nicht zum ersten Mal
–, dass der Krieg in den letzten acht Jahren auf Initiative der russischen
Regierung geführt wurde. Der Krieg im Donbas ist eine Folge der illegalen
Annexion der Krim. Wir glauben, dass Russland und sein Präsident sich nicht
um das  Schicksal  der  Menschen  in  Luhansk  und  Donezk  kümmern  und
gekümmert  haben und dass  die  Anerkennung der  Republiken  nach  acht
Jahren  nur  ein  Vorwand  für  den  Einmarsch  in  die  Ukraine  unter  dem
Deckmantel der Befreiung war.“

Angesichts des russischen Angriffskrieges ist die klare Positionierung der
FAS essentiell und unterstützenswert. Im Späteren wurde ergänzt, wem die
FAS hilft, wie Unterstützung aussehen kann. Ferner wurden 9 konkretere
Forderungen zum Krieg verabschiedet. Auch hier halten wir den Großteil für
sinnvoll wie die Ablehnung des bloßen Pazifismus, die Amtsenthebung Putins
und aller beteiligten Beamt:innen. Doch sehen wir auch Sachen anders wie
beispielsweise in der ersten Forderung: „Für den vollständigen Abzug der
russischen Truppen aus dem Hoheitsgebiet der Ukraine und die Rückgabe



aller  besetzten Gebiete  an  die  Ukraine  (Wiederherstellung innerhalb  der
Grenzen bis 2014)“.

Wir unterstützen den sofortigen Abzug russischer Truppen, treten jedoch
dafür  ein,  dass  die  Bevölkerung  der  Krim  sowie  der  Volksrepubliken
unabhängig vom russischen wie vom ukrainischen Staat selbst Referenden
organisiert, welchem Gebiet sie sich anschließen will – mit dem Recht, egal
wie die Entscheidung ausfällt,  Sprache etc.  der jeweiligen Minderheit  zu
schützen.

Veränderung ist möglich
In einem Blogbeitrag beschreibt die FAS die unterschiedlichen Stadien von
Antikriegskampagnen  und  wirft  dabei  die  Frage  auf:  „In  welcher  Phase
befinden wir uns Ihrer Meinung nach? Wie kann man den Beginn der dritten,
vierten und fünften Stufe beschleunigen?“ Besagte Stadien stellen dabei 3.
die „Wachstumsphase der Unterstützung“, bei der die Unterstützung über
den Kern der aktiven Gruppen hinaus zunimmt und sich das 4. „Stadium der
Meinungsbildung“  entwickelt,  bei  dem  die  Antikriegsposition  in  breiten
Teilen der Bevölkerung diskutiert wird, hin zum 5. „Stadium der politischen
Stärke“, wo beispielsweise der Beginn oder die aktive Wiederaufnahme von
Verhandlungen  anstehen  sowie  kleine  Zugeständnisse  an  die
Antikriegsbewegung  erfolgen.

Manche Lesende werden jetzt vielleicht stutzig werden, da sie sich unter
„politischer Stärke“ wahrscheinlich etwas anderes vorgestellt haben. Dem
liegt folgende Aussage zugrunde: „Fast alle Forscher sind sich einig, dass die
Antikriegskampagne  selbst  den  Krieg  nicht  beendet:  Kriege  enden  aus
anderen Gründen, zu denen neben wirtschaftlicher Erschöpfung auch die
Unbeliebtheit  und  Nichtunterstützung  des  Krieges  in  der  Gesellschaft
gehören. Es sind Kampagnen, die den Grad dieser Unterstützung verändern
können, indem sie die Basis von Kriegsgegnern ständig erweitern und neue
Menschen in die Bewegung einbeziehen.“

Richtig mag sein, dass Kampagnen nicht Kriege beenden. Dennoch können
aus  ihnen  politische  Kräfte  entstehen,  die  sich  als  Organisationen  oder



Parteien formen, die eben dies tun. Denn vor allem, wenn das Ziel unter
anderem auch die Amtsenthebung Putins sein soll, braucht es eine Kraft, die
klar als Alternative auftreten kann.

Doch  kommen  wir  zurück  zur  eigentlichen  Frage:  Wie  kann  die
Antikriegskampagne ausgeweitet  werden?  Diese  ist  eng verknüpft  damit,
wen man als Subjekt der Veränderung betrachtet. Dabei glauben wir, dass
der Begriff der „Zivilgesellschaft“ nicht hilft, da er das Bild zeichnet, dass
zum einen viele Teile der Bevölkerung gleichgestellt sind, zum anderen keine
wirkliche  Unterscheidung  zwischen  NGOs,  Initiativen  und  Individuen
getroffen  wird.  Die  „Zivilgesellschaft“  in  ihrer  Gesamtheit  besteht  aus
Schichten, die letztlich entgegengesetzt Klasseninteressen haben können –
was  es  schwierig  macht,  klare  Forderungen  zu  entwickeln,  und  den
gemeinsamen Kampf notwendigerweise auf eine Reform des bürgerlichen
Systems beschränken muss.

Als Marxist:innen gehen wir davon aus, dass die Arbeiter:innenklasse das
zentrale Subjekt der Veränderung darstellt. Dabei gehen wir davon aus, dass
das  Bild  der  Arbeiter:innenbewegung  als  Darstellung  weißer  Männer  in
Blaumännern  der  Realität  nicht  gerecht  wird.  Schauen  wir  uns  die
Arbeiter:innenklasse international an, dann ist sie multiethnisch und divers in
ihren  Geschlechtsidentitäten.  Es  geht  also  nicht  um  die  Frage,
Unterdrückung  zu  verleugnen,  sondern  die  Kämpfe  miteinander  zu
verbinden.

Die  Arbeiter:innenklasse  als  solche  ist  aufgrund  ihrer  Rolle  im
Produktionsprozess  relevant.  Durch  die  Fähigkeit  zu  streiken,  also  die
Produktion  lahmzulegen,  sitzt  sie  an  einem effektiven  Hebel,  dem Krieg
sowohl den Geldhahn als auch praktisch die Mittel abzudrehen. Ein Blick
zurück  in  die  russische  Geschichte  zeigt,  welche  Schlüsselrolle  die
Arbeiter:innenklasse – und insbesondere Frauen – einnehmen können, um
Kriege zu beenden. Die Antwort auf die Frage, wie die Antikriegskampagne
ausgeweitet werden kann, lautet für uns also: Wie können die Arbeiter:innen
für eine Antikriegspolitik gewonnen werden? Und welche politischen Ziele
sind damit verknüpft? Soll nämlich der Kampf gegen den Krieg zum Sturz des
russischen Imperialismus auswachsen, so muss er für die Errichtung einer



revolutionären Arbeiter:innenregierung geführt werden.

Wie kann es weitergehen?
Die  FAS  vertritt  eine  solche  Perspektive  nicht.  Unsere  Kritik  bedeutet
natürlich  nicht,  dass  wir  sie  im  Kampf  gegen  die  Kriegspolitik  nicht
unterstützen würden. Im Gegenteil,  wir suchen diese Diskussion mit  den
Aktivist:innen und Genoss:innen.

Darüber  hinaus  ist  auch  hervorzuheben,  dass  die  FAS  auch  wichtige
klassenpolitische Forderungen erhebt. So heißt es:

„Wir kämpfen für menschenwürdige Arbeitsbedingungen für alle und für die
Einhaltung der Arbeitsrechte der Bürgerinnen und Bürger. Mit Beginn des
Krieges steigt die Zahl der Entlassenen und Arbeitslosen. Die Arbeitgeber
nutzen  ihre  Macht  und  ihren  Druck,  um  Arbeitnehmer  für  ihre
Antikriegshaltung zu bestrafen. Die ersten Leidtragenden der Kürzungen im
Arbeitsrecht sind die Frauen!* und die sogenannten nationalen Minderheiten,
Migranten. Wir unterstützen die Arbeit unabhängiger Gewerkschaften und
Streiks.“

Wir  halten  diese  Positionierung  für  sinnvoll,  da  der  Krieg,  wie  die  FAS
feststellt, für eine Verschlechterung der Lebensbedingungen vieler sorgt. Um
mehr Elemente für eine Antikriegsposition zu gewinnen,  müssen aktuelle
Probleme  wie  Lohnkürzungen  sowie  ausbleibende  Lohnzahlungen  und
steigende  Lebensunterhaltungskosten  direkt  angesprochen  und  mit
Forderungen  für  konkrete  Verbesserungen  verbunden  werden.

Dabei ist es sinnvoll, selbst die regimetreuen Gewerkschaften aufzufordern,
um  diese  Fragen  aktiv  zu  werden,  statt  stumme  Burgfriedenspolitik  zu
betreiben. Dies dient vor allem dazu, diejenigen, die zum einen Illusionen
frönen,  dass  ihre  Gewerkschaft  etwas  für  sie  tut,  wegzubrechen,  zum
anderen jenen,  die sie als  bloße Kulturinstitution verstehen,  aufzuzeigen,
dass sie ein Ort des gemeinsamen Kampfes sein muss.

Dies sollte kombiniert werden mit kleineren Aktivitäten in Betrieben, wo über
die  Aufforderungen  diskutiert  werden  kann.  Die  aktuelle  Repression



erschwert  es,  dies  offen  und  öffentlich  mit  der  Frage  des  Krieges  zu
verbinden oder schnell in Mobilisierungen umzuwandeln. Jedoch muss es Ziel
sein, die Unzufriedenheit zu schüren, um sie schließlich produktiv zu nutzen.

Perspektivisch  könnte  das  Ziel  darin  bestehen,  einen  gemeinsamen,
branchenübergreifenden Aktionstag beispielsweise unter dem Motto „Gegen
die  Krise!“  für  bessere  Arbeitsbedingungen  und  höhere  Löhne  zu
organisieren, der a) als Überprüfung dienen kann, wie viele bereit sind, auf
die Straße zu gehen, und b) genutzt werden kann, Kämpfe miteinander zu
verbinden.

Denn man sollte sich bewusst sein: Chauvinismus gegenüber Ukrainer:innen,
Sexismus und LGBTIA+-Diskriminierung werden in der breiten Bevölkerung
nicht  einfach  so  verschwinden,  nur  weil  die  Situation  durch  den  Krieg
schlechter wird. Unmittelbar droht sogar eine Zunahme. Der Schlüssel liegt
jedoch weder darin, dies zu ignorieren, noch eine vollkommende Solidarität
zur Vorbedingung eines gemeinsamen Kampfes zu machen.

Vielmehr muss im Rahmen von Kämpfen für Verbesserungen gezeigt werden,
dass  man  gemeinsame  Interessen  hat,  während  gleichzeitig  in  den
Strukturen  Schutzräume  für  gesellschaftlich  Unterdrückte  wie  Caucuses
geschaffen  werden  sollten.  Ebenso  wird  die  Arbeit  zurzeit  dadurch
erschwert,  dass  die  Gewerkschaften  dem  Krieg  recht  passiv
gegenüberstehen. Aber gerade deswegen ist es wichtig, sie herauszufordern,
was nicht gegen die bereits existierende Arbeit gestellt werden sollte, die die
FAS betreibt, da diese auch die Grundlage schafft, Gehör zu finden.

Internationale Solidarität statt Isolation
Die  Aktivist:innen  der  russischen  Antikriegsbewegung  spielen  eine
Schlüsselrolle bei der Beendigung des Krieges. Hierzulande sollten wir uns
dafür  einsetzen,  dass  a)  die  eigene  Kriegstreiberei  nicht  das  Bild  einer
russischen Bevölkerung zeichnet, die komplett Putin unterstützt. Wer das so
sieht,  leugnet  nicht  nur  die  Realität  und  unterstützt  weitere  mögliche
Kriegstreiberei, sondern verpasst die Chance, den Widerstand zu stärken.
Wir sollten b) fortschrittliche Kräfte wie die FAS in ihrer Oppositionsarbeit



unterstützen,  c)  gegen  die  Sanktionen  gegenüber  der  russischen
Bevölkerung  auf  d ie  Straße  gehen,  da  diese  vor  a l lem  ihre
Lebensbedingungen  verschlechtern,  während  wir  gleichzeitig  das
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukrainer:innen  anerkennen.

Darüber hinaus bedarf es einer Strategiedebatte, die international geführt
werden muss. Dies bedeutet zum einen, von Aktivist:innen aus Russland zu
lernen, insbesondere wie politische Arbeit in der aktuellen Situation möglich
ist.  Auf der anderen Seite bedarf es auch inhaltlicher Debatten über die
Fragen  des  Charakters  des  russischen  Regimes  im  imperialistischen
Weltsystem,  des  Krieges  und  der  Strategie,  wie  er  beendet  werden  kann.

Gute Fragen, gute Antworten: 5
Fragen  zu  Frauen,  Patriarchat
und Krieg
von Aventina Holzer  /  Jaqueline Katherina Singh,  Artikel  aus der FIGHT
2023, unserer Zeitung gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und
anderen Sektionen der LFI) zum 8. März 2023

1. Patriarchat schafft Krieg?
„Kriege  werden von  Männern  ausgelöst“,  „Mächtige  Männer  setzen  ihre
Interessen über die Köpfe der anderen durch“ und „Krieg ist männlich“ sind
Aussagen, die einem häufig über den Weg laufen. Wenn man sich die Realität
anschaut,  könnte  man  dem  auf  den  ersten  Blick  zustimmen.  Die
überwiegende Mehrheit  der Regierungschef:innen sind Männer und auch
fernab  von  Amtsträger:innen  hat  Gewalt  überwiegend  ein  männliches
Gesicht.
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Das Problem an diesen Sätzen ist jedoch, dass man eine falsche Systematik
oder gesellschaftliche Problematik herausarbeitet. Es scheint so, dass Kriege
entstehen,  da  oftmals  Männer  Entscheidungsträger  sind.  Dies  ist  ein
Ergebnis des Patriarchats, welches sich durchgesetzt und reproduziert hat
durch männliche Gewalt. Damit wird einem unterschwellig suggeriert, dass
es „in der Natur“ von Männern liege, gewalttätig zu sein.

Doch Kriege entstehen nicht  einfach durch individuelle  Willkür.  Sie  sind
selbst ein Produkt von Klassengesellschaften. Im Kapitalismus sind sie oft
Ergebnis ökonomischer Konkurrenz mit dem Ziel jeweiliger Nationen bzw.
Kapitalfraktionen,  sich  eigene  Einflusssphären  zu  sichern  –  auf  Kosten
anderer. Krieg scheint männlich, da eben viele Männer für die Kriegsführung
und -erklärung verantwortlich sind. Das suggeriert sehr stark, dass es anders
wäre,  wenn  Frauen  in  diesen  Positionen  sind.  Annalena  Baerbock  oder
Hillary Clinton und ihre „feministische Außenpolitik“ lassen grüßen. In der
Realität  schicken  diese  aber  ebenso  Waffen,  um  die  Interessen  ihrer
jeweiligen herrschenden Klasse zu vertreten. Sie sind nicht freundlicher oder
rationaler,  nur  weil  sie  Frauen sind.  Davon auszugehen,  verschleiert  die
tatsächlichen Verhältnisse und den realen patriarchalen Aspekt von Kriegen
enorm, während man gleichzeitig tradierte Rollenbilder reproduziert.

Ähnliches gilt für männliche Gewalt an sich. Gewalt ist nicht nur eine Frage
von individueller  Mentalität,  Erziehung oder  Tendenz.  Es  ist  nichts,  was
„natürlich“  in  Männern  existiert,  sondern  Ergebnis  historischer
Unterdrückung – von Frauen, aber auch und vor allem von Klassen oder im
Kapitalismus von Kolonialvölkern und Nationen.

Somit ist die Aussage „Patriarchat schafft Krieg“ nicht nur eine sehr, sehr
vereinfachte Analyse von Patriarchat  als  „männlicher Dominanz“ und ein
Abschieben der Schuld auf „die“ Männer. Darüber hinaus vermittelt es zwei
we i te re  prob lemat i sche  Ideen .  Zum  e inen  en ts teh t  e ine
Diskussionsverschiebung.  Es  wird  sich  darauf  konzentriert,  welches
Geschlecht  den Krieg führt und verwaltet. Doch eigentlich geht es dabei um
die Durchsetzung von Klasseninteressen, um geopolitische und strategische
Machtverschiebungen. Diese haben zwar massive negative Auswirkungen auf
FLINTA-Personen, aber auch auf die männliche Arbeiter:innenklasse, die als



Kanonenfutter für die herrschende Klasse eingesetzt wird.

Das  zweite  Problem mit  der  Aussage „Patriarchat  schafft  Krieg“  besteht
darin,  dass  alle  Kriege  als  reaktionär  erscheinen.  Das  ist  grundfalsch.
Antikoloniale und antiimperialisische Befreiungskriege, Bürger:innenkriege
oder  Kriege  zur  Verteidigung  einer  sozialen  Revolution  tragen  einen
fortschrittlichen  Charakter.  Die  Abschaffung  des  Kapitalismus  und  der
Frauenunterdrückung sind letztlich ohne sozialistische Revolution, d. h. ohne
gewaltsame Erhebung der Unterdrückten unmöglich. Abstrakte, ahistorische
Phrasen,  die  den  Unterdrückten  einen  allgemeinen  Gewaltverzicht
nahelegen, entwaffnen sie letztlich nur. Sie tragen ungewollt dazu bei, jene
Verhältnisse  –  kapitalistische Ausbeutung und Frauenunterdrückung –  zu
verewigen, die sie zu bekämpfen vorgeben.

2. Warum gibt es Krieg im Kapitalismus?
Wer effektiv gegen Krieg kämpfen will, muss auch verstehen, was dessen
Wurzel ist. Spoiler: es sind nicht einzelne, verwirrte Staatsoberhäupter oder
die grundlegende „Natur“ des Menschen.  Die Erklärung ist  eine andere.
Dabei ist wichtig anzuerkennen, dass das grundsätzliche Verhältnis zwischen
den Akteur:innen im Kapitalismus die Konkurrenz ist. Jede/r muss für sich
selber schauen, wo er/sie bleibt, und darum kämpfen, dass er/sie nicht von
anderen Kapitalist:innen abgehängt wird oder am besten sogar schneller als
Elon Musk zum Mars fliegt. Dieser Konkurrenzkampf durchzieht die gesamte
Gesellschaft.  Somit stehen auch die Besitzer:innen der Fabriken und des
Kapitals, also die Kapitalist:innen, miteinander in stetigem Kampf darum, wer
die meisten Profite bekommt, um mit diesen neue Investitionen zu tätigen
und somit zu wachsen und immer größere Teile der Wirtschaft in der eigenen
Hand zu  vereinen.  Doch  Profite  zu  machen,  ist  nicht  so  einfach  in  der
heutigen Welt.

Unsere aktuelle Epoche zeichnet sich dadurch aus, dass jeder Winkel der
Welt  unter  die  konkurrierenden  Kapitale  aufgeteilt  ist.  Beispielsweise  in
Deutschland  wird  beinahe  alles  bewirtschaftet  und  der  Bedarf  an  den
meisten Sachen ist befriedigt. Also muss man raus aus Deutschland und in
anderen Teilen der Welt investieren, wo noch was zu holen ist. Und da sich



alle  Imperialist:innen  unter  Konkurrenzdruck  befinden,  hat  man  unter
Umständen  auch  gar  keine  andere  Wahl,  als  diese  Kriege  um
Wirtschaftswege  (westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume  (Mali)  oder
geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan) zu führen, da
man ansonsten von den Kapitalist:innen in anderen Ländern bedroht wird
oder vielleicht sogar abgehängt. Im Prinzip ist also Politik die zugespitzte
Form  der  ökonomischen  Konkurrenz  (wie  beispielsweise  durch
Handelsabkommen oder  Troikapolitik  gezeigt)  und Krieg die  Fortführung
dieser mit anderen Mitteln.

Als revolutionäre Marxist:innen erkennen wir auch an, dass Kriege einen
unterschiedlichen  Charakter  tragen,  je  nach  dem  der  Kriegsziele  der
beteiligten Kräfte und Klassen. So besitzen beispielsweise solche zwischen
imperialistischen Mächten einen reaktionären Charakter, während wir die
unterdrückter  Nationen und halbkolonialer  Länder gegen imperialistische
Staaten als berechtigt und unterstützenswert betrachten.

So weit eine knappe Antwort auf eine komplexe Frage.

3. Treffen Kriege Frauen stärker?
Die Antwort ist:  jein. Kriege versetzen die gesamte Bevölkerung in einen
Ausnahmezustand.  Die  Zunahme  von  Nationalismus,  Zerstörung  der
Infrastruktur oder Mobilmachung haben Auswirkungen auf alle. Frauen sind
dabei teilweise stärker oder spezifisch betroffen. Dies liegt darin begründet,
dass der Krieg bereits vorhandene Frauenunterdrückung massiv verstärkt
oder jedenfalls es tun kann. Er muss es aber nicht, wenn Frauen selbst eine
aktive,  ja  führende  Rolle  in  Befreiungs-  oder  Bürger:innenkrieg  für  die
fortschrittliche Seite spielen.

Die Auswirkungen lassen sich dabei grob in direkte sowie indirekte einteilen.
Beispielsweise fördert der Zusammenbruch der medizinischen Infrastruktur
eine höhere Sterblichkeit von Geburten und die kriegsbedingte Zunahme an
Frühwitwen führt meist zu schlimmerer Altersarmut von Frauen, die noch
jahrelang anhält. Ein spezifisches Merkmal von Kriegen ist der Anstieg von
Gewalt gegen Frauen. Herauszustellen hierbei ist, dass diese nur teilweise



zunehmen, weil die Lebensbedingungen schlechter werden.

Vielmehr muss Gewalt gegen Frauen – hierbei vor allem Vergewaltigung –
auch als gezielte Waffe verstanden werden zur ethnischen Säuberung und
Demoralisierung.  Beispielsweise  wurde  im  Jahr  1994  Ruanda  von  einem
Völkermord heimgesucht. Man schätzt, dass in etwas mehr als hundert Tagen
fast eine Million Menschen getötet wurden. Im gleichen Zeitraum wurden
schätzungsweise 250.000 bis 500.000 Tutsifrauen vergewaltigt. Insbesondere
in  diesem  Jahrhundert  gibt  es  zahlreiche  Belege  für  massive
Vergewaltigungen  als  Kriegsphänomen.  Ein  weiteres  Beispiel  finden  wir
1937, wo in einem Monat 20.000 Frauen von Japanern in Nanjing (früher:
Nanking; China) vergewaltigt wurden.

Auffällig ist, dass die Täter nur selten strafrechtlich verfolgt werden. In der
Machel-Studie  wird  darauf  hingewiesen,  dass  beispielsweise  nur  8  Täter
angeklagt wurden, obwohl die Zahl der Vergewaltigungen im ehemaligen
Jugoslawien auf 20.000 geschätzt wird. Ziel der systematisch betriebenen
Übergriffe ist es, der Gesamtbevölkerung der Gegenseite zu schaden – auch
langfristig, weil die Reproduktionsfähigkeit beschädigt wird, etwa wenn in
bestimmten  Kulturen  die  Frau  als  Heiratspartnerin  nach  einer
Vergewaltigung  nicht  mehr  infrage  kommt.  Es  wird  also  nicht  nur  der
einzelnen Frau mit diesem Kriegsverbrechen geschadet, sondern der ganzen
Gruppe.

4. Was ist mit der Carearbeit?
Dadurch,  dass  größtenteils  Männer  eingezogen  werden  sowie
Haushaltseinkommen  schrumpfen,  gibt  es  starke  Veränderungen  in  der
Verteilung der  Hausarbeit  sowie  auf  dem Arbeitsmarkt.  Kurzum:  Frauen
agieren hierbei als flexible Reservearmee von Arbeitskräften, die je nach
Situation aktiv einbezogen oder isoliert  werden. Der Grund dafür ist  vor
allem die Organisierung der Reproduktionsarbeit. Diese ändert sich ebenfalls
im Rahmen des Krieges. Denn in einem Land, was angegriffen wird, wird
massiv Infrastruktur zerstört. Alle Bereiche der Pflege und Kindererziehung
fallen somit meist auf Frauen zurück – und das findet unter schlechteren
Verhältnissen statt. Nach dem Krieg ändert sich das nicht unmittelbar, da die



Zahl von Verletzten auch gestiegen ist.

Kurzum: die Doppelbelastung von Frauen, die ohnedies existiert, wird massiv
verstärkt.  Doch  nicht  nur  in  angegriffenen  Ländern  verändert  sich  die
Situation. So hatten bspw. die USA im Zweiten Weltkrieg die Möglichkeit, um
die Waffenproduktion am Laufen zu halten, Teile der Carearbeit zeitweise zu
„sozialisieren“. Dies fand beispielsweise 1942  im Rahmen des Community
Facilities Act (auch Lanham Act genannt) statt. Im Rahmen dieses Gesetzes
hatten  alle  Familien  (unabhängig  vom  Einkommen)  Anspruch  auf
Kinderbetreuung, teilweise bis zu sechs Tage in der Woche, einschließlich
der  Sommermonate  und  der  Fer ien .  So  wurden  d ie  ers ten
Kinderbetreuungseinrichtungen der US-Regierung und sieben Einrichtungen
für 105.000 Kinder gebaut.  Dies scheint  nach heutigen Maßstäben recht
wenig  zu  sein,  ist  aber  ein  Ausdruck,  was  möglich  ist:  Statt  die
Reproduktionsarbeit ins Private zu verlagern, wurden Teilbereiche öffentlich
organisiert  –  also  verstaatlicht  („vergesellschaftet“),  da  Frauen  als
Arbeitskräfte benötigt wurden. Dieses Angebot blieb natürlich nicht ewig
bestehen. Nach Ende des Krieges und der Rückkehr der Männer von der
Front wurden die Angebote wieder gestrichen, um Kosten zu sparen.

5. Trifft Krieg alle gleich?
Insgesamt  ist  es  wichtig  anzuerkennen,  dass  wie  bei  Gewalt  die
Auswirkungen von Krieg alle Frauen treffen. Aber eben nicht gleich. Frauen
aus der Arbeiter:innenklasse, alle mit niedrigen Einkommen, sind den Folgen
wesentlich stärker ausgesetzt, da sie keinen finanziellen Spielraum haben,
Preissteigerungen  auszugleichen  oder  zu  fliehen.  Dementsprechend  kann
auch nicht in der „Einheit“ aller Frauen die Antwort auf den Kampf gegen
den Krieg bestehen. Vor allem nicht mit der Argumentation, dass Frauen
friedliebender als Männer sind. Dies ist nur eine Fortführung von tradierten
Rollenbildern, die auf die Müllhalde der Geschichte gehören. Wie am Anfang
schon gesagt: Krieg wird nicht durch toxische Männlichkeit oder „verrückte
Diktatoren“  vom  Zaun  gebrochen  und  geführt.  Um  Krieg  effektiv  zu
bekämpfen, ist es aber zentral, ihn als Ergebnis von Klassengegensätzen und
der  internationalen  Konkurrenz  unterschiedlicher,  nationaler



Kapitalfraktionen  zu  verstehen.  Wenn  Frauen  dann  einfach  nur  dieses
System mit verwalten oder glauben, dass Krieg vermeidbar sei, wenn man
mehr miteinander redet, dann bietet das keine Lösung für irgendein Problem
–  weder  zur  Bekämpfung  von  Krieg  noch  dessen  Auswirkungen  auf  die
Frauenunterdrückung.  Effektiver  Widerstand  muss  aktuelle  Probleme
aufgreifen und deren Bekämpfung mit der Beseitigung ihrer Ursache – des
Kapitalismus – verbinden, um erfolgreich zu sein.

Historische  Kämpfe  gegen  den
Krieg
von Romina Summ, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Vietnamkrieg
Beginnend  mit  dem offiziellen  Eintritt  der  USA in  den  Vietnamkrieg  im
August 1964 kam es international zu breiten Protesten, auch in Deutschland.
Entstanden war die Bewegung zunächst durch Student:innenorganisationen.
Die bekannteste war sicherlich die SDS (Students for a Democratic Society),
w e l c h e  s i c h  a u s  r a d i k a l e n  p a z i f i s t i s c h e n  G r u p p e n  d e r
Antiatombewaffnungsbewegung  heraus  entwickelte.  Angeschlossen  hatten
sich neben Hippies, liberalen Bürgerrechtler:innen, Akademiker:innen auch
Kunstschaffende.  Wesentlich  beteiligt  und  um  einiges  militanter  als  die
„Make  Love  Not  War“-Bewegung  waren  Frauenorganisationen  wie  die
„Women Strike for Peace (WSP)“, welche sich zunächst erfolgreich gegen
Atombombentests  einsetzte.  Gegründet  wurde  diese  nach  einem  am  1.
November 1961 stattgefundenen eintägigen Streik unter dem Slogan „End
The Arms Race Not  The Human Race“,  an dem schätzungsweise 50.000
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Frauen  in  60  US-Städten  teilgenommen  hatten.  Der  Streik  verlief  sehr
erfolgreich und löste in weiterer Folge eine große Dynamik aus. Die WSP
wurde ins Leben gerufen und zog noch mehr Frauen in den Kampf gegen die
Bedrohung durch Atomkriege und zur sofortigen Beendigung von Atomtests.
Als  die  WSP bereits  nach knapp zwei  Jahren mit  dem Inkrafttreten  des
Vertrags über das begrenzte Verbot von Atomtests einen bedeutenden Sieg
verbuchen  konnte,  wurde  der  Vietnamkrieg  zum  Hauptanliegen  der
Bewegung. Initiativen wie „The Jeannette Rankin Brigade“ (1968) brachten
Aktivisten:innen  zusammen,  die  sich  für  Frauenbefreiung,  Antirassismus,
Armutsbekämpfung und Antikriegspolitik einsetzten. Einige Mitglieder der
WSP nahmen sogar an Treffen mit dem Vietkong (Nationale Front für die
Befreiung Südvietnams;  NFB)  in  Nordvietnam teil.  Sie  trugen durch  die
Organisation dieser Proteste und der daraus entstandenen gesellschaftlichen
Ablehnung entscheidend dazu bei, dass die US-Regierung in Nordvietnam
keine Atomwaffen einsetzte und sich das Kräfteverhältnis zu Gunsten der
Vietkong verschob.

Innerhalb  der  Antikriegsbewegung  gab  es  allerdings  eine  große
Zersplitterung und keine gemeinsame Dachorganisation. So hatte man zwar
ein gemeinsames Ziel, es wurde aber heftig über die anzuwendenden Mittel
diskutiert. Die Bewegung, welche von bürgerlichen Kräften dominiert war,
konnte  jedoch  durch  den  breiten  gesellschaftlichen  Protest  enormen
innenpolitischen Druck auf die damalige US-Regierung aufbauen. Diese sah
sich  1969  gezwungen,  die  Zahl  ihrer  Bodentruppen  in  Nordvietnam  zu
minimieren, von rund 480.000 auf 335.000, bis sie 1973 nach dem Abschluss
eines  Waffenstillstandes  (Pariser  Abkommen)  mit  Nordvietnam  komplett
abgezogen wurden. Zusätzlich wurden eine Reform des Einzugsverfahrens
ins Militär durchgesetzt sowie die Wehrpflicht aufgehoben. Dies alles führte
zu einer der verheerendsten Niederlagen des US-Imperialismus und einem
Sieg der vietnamesischen Befreiungsarmee.

Irakkrieg
Bald 20 Jahre ist es her, als die bis dahin größte Antikriegsbewegung ihren
Höhepunkt  erreichte.  Am  15.  Februar  2003  gingen  in  mindestens  650



Städten weltweit zwischen 25 und 30 Millionen Menschen auf die Straße, um
gegen  den  durch  die  USA  geführten  Irakkrieg  zu  protestieren.  Diese
Bewegung zeichnete sich besonders durch das Ausmaß der Beteiligung in
den westlichen Staaten aus, wo Regierungen den Krieg entweder duldeten
oder die USA sogar direkt unterstützten. Getragen wurde die Bewegung von
Friedensgruppen, Kirchen, NGOs und Gewerkschaften.  Ebenso gab es an
Schulen  zahlreiche  Streiks  gegen  den  Krieg.  Auch  innerhalb  dieser
Antikriegsbewegung spielten Frauen wieder eine zentrale Rolle. So hatten
beispielsweise am 8. März 2003, dem Internationalen Frauentag, tausende in
verschiedenen  US-Städten  gegen  den  Irakkrieg  demonstriert.  Aufgerufen
hatte die Organisation „Code Pink: Women for Peace“.

Die  Bewegung  versuchte,  in  den  einzelnen  Ländern  durch  Proteste  und
zivilen Ungehorsam (wie Sitzblockaden auf dem Stützpunkt der US-Airbase
in  Frankfurt)  innenpolitischen  Druck  auf  die  nationalen  Regierungen
auszuüben, um damit eine Kriegsbeteiligung zu verhindern. Die Bewegung
erreichte, dass sich viele Länder nicht aktiv am Krieg beteiligten, da sie den
Widerstand innerhalb der Gesellschaft gegen den Krieg kannten und weitere
Proteste befürchteten. Auch verfolgte die Europäische Union unter Führung
von Deutschland und Frankreich andere geopolitische Interessen. Dennoch
wollte  sie  keine  Eskalation  mit  den  USA  riskieren.  So  gewährleistete
Deutschland beispielsweise Transporte und den Schutz von US-Militär. Auch
genehmigte  sie  der  NATO  sogenannte  Überflugrechte  über  dem
Bundesgebiet.

Erster  Weltkrieg  und  Beginn  der
Februarrevolution
Nachdem in Russland viele Männer für den ersten Weltkrieg von 1914 – 1917
eingezogen wurden, waren Frauen gezwungen, in den Fabriken zu arbeiten,
um  fehlende  Arbeitskräfte  zu  ersetzen.  Gleichzeitig  wurden  die
Arbeitsbedingungen  schlechter.  Die  Preise  stiegen  und  es  herrschte  ein
Mangel an Waren. Am internationalen Frauentag, dem 23. Februar/8. März
1917  organisierten  Arbeiterinnen  einen  großen  Streik  mit  rund  90.000
Teilnehmer:innen  in  den  Fabriken  von  St.  Petersburg,  um  gegen  den



imperialistischen  Krieg  und  seine  verheerenden  Folgen  zu  protestieren.
Obwohl  Streiks  verboten  waren  und  die  Arbeiter:innenbewegung starker
Repression ausgesetzt war, organisierten Arbeiterinnen aus dem Wyborger
Bezirk in den dort ansässigen Textilfabriken illegale Treffen unter den Thema
„Krieg, hohe Preise und die Situation der Arbeiterin“. Sie entschieden sich zu
streiken,  zogen  zu  tausenden  auf  die  Straßen  und  forderten  unter  den
Slogans  „Brot,  Land,  Frieden“  sowie  „Gebt  uns  unsere  Männer  zurück“
weitere Arbeiterinnen und Männer in nahegelegenen Fabriken zur Teilnahme
auf. Diese Aktion war äußerst erfolgreich. Bereits um 10 Uhr waren rund
27.000 Arbeiter:innen am Streik beteiligt. Diese Zahl stieg im Verlauf des
Tages auf über 50.000 Menschen an. In den darauffolgenden Tagen umfasste
die  Streikwelle  gar  240.000  Arbeiter:innen.  Die  Februarrevolution  war
ausgebrochen.

Dabei spielte die SDAPR-Frauenzeitung „Rabotniza“ und deren Redaktion,
welche  aus  den  Organisatorinnen  des  Streiks  bestand,  eine  wesentliche
Rolle.  Unter  ihnen  die  Revolutionärin  Alexandra  Kollontai,  die  deutlich
machte, dass der Krieg, welcher auf dem Rücken der Arbeiter:innen geführt
wird, mit Mitteln des Klassenkampfes bekämpft werden muss und es dafür
eine Partei der Arbeiter:innenklasse mit einem Kampfprogramm gegen den
Kapitalismus braucht. Entsprechend traten sie für Forderungen ein, die sich
nicht auf nationale Interessen beschränkten, sondern im Interesse der Klasse
waren, wie der 8-Stunden-Tag, die Vergesellschaftung der Wäschereien und
höhere Löhne.

Der  Ukrainekrieg  und  seine
Auswirkungen auf Frauen
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
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LFI) zum 8. März 2023

Seit mehr als einem Jahr bestimmt der Ukrainekrieg die Schlagzeilen. Im
Folgenden wollen wir eine kurze Skizze der aktuellen Situation anfertigen
und uns damit auseinandersetzen, wie sich die aktuelle Situation auf Frauen
auswirkt, um schließlich allgemein Kriegsfolgen für Frauen zu betrachten.
Bevor wir dazu kommen, wollen wir kurz Stellung zum Konflikt beziehen.

Vom Angriffskrieg zum Stellungskampf
Klar  ist,  dass  der  Angriff  seitens  des  russischen  Imperialismus  auf  die
Ukraine  zu  verurteilen  und der  Wille  zur  Selbstverteidigung seitens  der
ukrainischen  Bevölkerung  gerechtfertigt  ist.  Gleichzeitig  muss  das
Geschehen auch im internationalen Kontext betrachtet werden. Es spielt sich
nicht  im  luftleeren  Raum  ab,  sondern  vor  dem  Hintergrund  einer
krisenhaften  Entwicklung  des  imperialistischen  Weltsystems  und  eines
Kampfs  um  die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  den  Großmächten.

Somit ist es auch nicht irgendeine Auseinandersetzung, die zufällig mehr
Aufmerksamkeit  bekommt  als  der  Bürger:innenkrieg  im  Jemen,  weil  der
bewaffnete  Konflikt  im  Westen  stattfindet.  Er  ist  auch  Ausdruck  einer
zugespitzten globalen Weltlage und trägt in sich das Potenzial, mehr Kräfte
in kriegerische Auseinandersetzungen zu ziehen. Darüber hinaus findet die
Auseinandersetzung zwar augenscheinlich nur  zwischen der  Ukraine und
Russland  statt.  Doch  das  fragile  Gleichgewicht  von  prowestlichen  und
prorussischen wirtschaftlichen und politischen Eliten in der Ukraine und der
Ausgleich zwischen ihren Nationalitäten wurde mit dem Maidan 2014 über
den Haufen geworfen. Damals wurde der lavierende, Russland zuneigende
Präsident Janukowytsch durch eine klar prowestliche Regierung abgelöst.
Diese  verwandte  zwecks  Machtsicherung  viele  der  extrem  rechten  und
nationalistischen  Maidankräfte  in  ihrer  Administration  und  ihren
Sicherheitskräften und machte ihnen auch politisch Konzessionen. Damit war
letztlich  auch  der  bewaffnete  Zusammenstoß  mit  den  sich  in  ihren
Minderheitenrechten bedroht fühlenden Bevölkerungsgruppen insbesondere
in  der  Ostukraine  vorprogrammiert  und  Russland  nahm  den  inneren
Bürger:innenkrieg zum Vorwand für die Inkorporation der Krim, wo jedoch



schon länger eine prorussische Mehrheit lebte.

Weder Putin noch NATO!
Somit geriet das Gebiet der Ukraine zum Zankapfel zwischen russischem
Imperialismus  und der  NATO.  Wirkliche  Verbesserung für  alle  Teile  der
Bevölkerung  kann  es  nicht  geben,  wenn  man  sich  einer  dieser  Kräfte
politisch unterordnet.  Dabei  sind die  von Putin angegebenen Gründe für
seine „Militäroperation“ mehr als scheinheilig. Ihm geht es nicht um eine
Denazifizierung, sondern darum, den seit 2014 stärker gewordenen Einfluss
des  westlichen  Imperialismus  zurückzudrängen.  Dieses  Interesse  ist  vor
allem  durch  die  Zunahme  der  internationalen  Konkurrenz  seit  der
Wirtschaftskrise um die Pandemie stärker geworden und auch durch die
wirtschaftliche Schwäche Russlands bedingt.

Auf  der  anderen  Seite  muss  gesagt  werden,  dass  sowohl  die  massive
finanzielle  Unterstützung sowie die  Waffenlieferungen seitens der  NATO-
Verbündeten  nicht  aus  reiner  Selbstlosigkeit  erfolgen,  weil  man  die
ukrainische Bevölkerung nicht leiden sehen kann, sondern das Ziel anpeilen,
die  Ukraine  als  geostrategische  Einflusssphäre  zu  festigen  sowie  den
russischen Imperialismus zu schwächen und seine Fähigkeit, als Weltmacht
zu agieren, massiv zu reduzieren, wenn nicht zu verunmöglichen. Natürlich
agiert  der  Westen  dabei  nicht  als  geschlossener,  einheitlicher  Block.
Vielmehr erweisen sich die USA als eindeutige Führungsmacht auch über
ihre  europäischen  Verbündeten,  für  die  jede  stärkere  ökonomische
Durchdringung  Russlands  in  weite  Ferne  gerückt  ist.

Auswirkungen weltweit
Bevor  wir  zur  Situationen  in  der  Ukraine  kommen,  wollen  wir  uns  den
internationalen  Folgen  des  Krieges  widmen.  Neben  einer  verstärkten
Militarisierung haben der Krieg und vor allem die massiven Sanktionen nicht
nur  den  Wirtschaftskonflikt  mit  Russland  zugespitzt,  sondern  auch  die
Inflation  befeuert  und  Energiepreise  in  die  Höhe  schnellen  lassen.  Die
steigenden Kosten für Öl und Gas haben erhebliche Auswirkungen auf die
Energiearmut von Frauen und Mädchen und den ohnehin schon ungleichen



Zugang  dazu.  Dieser  wurde  vor  allem  durch  die  Pandemie  drastisch
verschlechtert, da so jene, die erst vor kurzem Zugang zu Energie erhalten
hatten,  diesen  aufgrund  von  Zahlungsunfähigkeit  verloren,  darunter  15
Millionen Afrikaner:innen südlich der Sahara. Der Krieg verschärft dies nun,
da der sprunghafte Anstieg der Energiepreise in den letzten zwei Jahren der
stärkste ist seit der Ölkrise von 1973. Darüber hinaus verursacht der Krieg
eine Lebensmittelkrise. Der Anstieg der Lebensmittelpreise war der höchste
seit  2008,  was  daran  liegt,  dass  sowohl  Russland  als  auch  die  Ukraine
zentrale Getreideproduzent:innen sind. So importieren Länder wie Armenien,
Aserbaidschan, Eritrea oder Somalia über 90 % des Getreides aus diesen
beiden  Ländern.  Darüber  hinaus  stellt  die  Ukraine  eine  wichtige
Weizenlieferantin  des  Welternährungsprogramms  (WFP)  dar,  das  115,5
Millionen  Menschen  in  mehr  als  120  Ländern  unterstützt.

Situation vor dem Krieg
Auch wenn es nicht möglich ist, hier ein komplettes Bild der Situation von
Frauen zu zeichnen, wollen wir einen kurzen, allgemeinen Überblick geben.
Vor dem Krieg machten Frauen 54 % der Gesamtbevölkerung aus und etwa
48  %  aller  Erwerbstätigen.  Eine  genaue  Aufschlüsselung,  wie  hoch  die
Arbeitsbeteiligung von Frauen in unterschiedlichen Industrien ausfällt,  ist
nicht verfügbar. Jedoch lieferte die ILO 2008 einen groben Überblick, aus
dem  hervorgeht,  dass  Frauen  vorwiegend  im  Caresektor  sowie  in  der
i n d u s t r i e l l e n  P r o d u k t i o n  t ä t i g  w a r e n
(https://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/Country_Report_No8-Ukraine_EN.pdf,  S.
31).

Rechtliche Gleichstellung existierte zwar formal auch in Bezug auf gleichen
Lohn für gleiche Arbeit. Dennoch gab es ein recht hohes Gender Pay Gap von
27 – 33 % im Zeitraum 2003 – 2012. Dies ist darauf zurückzuführen, dass
Frauen oftmals in den schlechter bezahlten Berufen arbeiten.  Doch auch
innerhalb von Berufsgruppen gab es Unterschiede. So wurden die größten
geschlechtsspezifischen  bei  den  Gehältern  im  Finanzsektor  festgestellt,
während die geringsten in der Landwirtschaft bestehen, wo die Löhne jedoch
im Allgemeinen viel niedriger ausfallen als in allen anderen Bereichen der
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ukrainischen Wirtschaft.

Flucht
Im  Krieg  sind  Frauen  besonders  Gewalt  ausgesetzt,  neben  Bomben,
ausländischen Armeen direkt vor der Haustür, Angst und Engpässen bei der
Strom-  oder  Nahrungsmittelversorgung.  Kein  Wunder  also,  dass  mehrere
Millionen Menschen, darunter vor allem Frauen und Kinder, seit Beginn des
Krieges  geflohen  sind.  Laut  Angaben  der  UN  sind  davon  5,3  Millionen
Binnenvertriebene, also innerhalb des Landes geflohen. Dies verschärft die
Situation, da bereits seit 2014 aufgrund des Konflikts in der Ostukraine mehr
als 1,5 Millionen Menschen gezwungen wurden umzusiedeln. Zwei Drittel
von ihnen waren Frauen und Kinder, die seitdem unter dem erschwerten
Zugang zu Gesundheitsversorgung, Wohnraum sowie Beschäftigung leiden.

Darüber hinaus sind im Februar 2022 rund 8 Millionen Menschen über die
ukrainischen Landesgrenzen geflohen. Davon sind über 80 % Frauen und
Kinder,  was  unter  anderem daran liegt,  dass  die  Ausreise  von Männern
zwischen 18 und 60 Jahren seitens der ukrainischen Regierung verboten
wurde.  Frauen  sind  dabei  auf  der  Flucht  besonders  sexueller  Gewalt
ausgesetzt. So stiegen die Suchanfragen nach Schlüsselwörtern wie „Escort“,
„Porno“ oder „Vergewaltigung“ in Verbindung mit dem Wort „ukrainisch“ um
600  %,  während  sich  „Ukraine  refugee  porn“  laut  OSZE-Büro  der
Sonderbeauftragten  und  Koordinatorin  für  die  Bekämpfung  des
Menschenhandels  in  Wien  als  Trendsuche  herauskristallisierte.
(https://www.euronews.com/2023/01/17/ukraine-refugee-porn-raises-risks-
for-women-fleeing-the-war).

Zwar ist noch unklar, inwiefern ukrainische Frauen stärker von sexualisierter
Gewalt betroffen sind als andere Gruppen weiblicher Geflüchteter. Klar ist
jedoch, dass rassistische Stereotype, die innerhalb der EU existieren und
osteuropäische  Frauen  sexualisieren,  dies  mitverursachen.  Die  Gefahr,
sexuellen Missbrauch zu erleben oder Opfer von Menschenhandel zu werden,
wird durch unsichere Fluchtrouten oder die Praxis z. B. in Großbritannien,
wo  350  Pfund  für  die  Aufnahme  von  ukrainischen  Geflüchteten  gezahlt
werden, begünstigt.

https://www.euronews.com/2023/01/17/ukraine-refugee-porn-raises-risks-for-women-fleeing-the-war
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Um die Situation für Geflüchtete zu verbessern, müssen wir für Folgendes
eintreten:

Offene Grenzen, sichere Fluchtwege und Staatsbürger:innenrechte
für alle!
Statt  Behausung  in  Lagern:  Dezentrale  Unterbringung  durch  die
Enteignung  von  leerstehendem  Wohnraum,  Hotels  sowie
Spekulationsobjekten!
Nein zur Spaltung: Anerkennung der Bildungsabschlüsse sowie das
Recht,  die  Muttersprache  bei  Ämtern  zu  benutzen,  für  alle
Geflüchteten!

Auch  wenn  die  letzte  Forderung  für  ukrainische  Geflüchtete,  die  in
Deutschland  ankommen,  größtenteils  Realität  ist,  muss  sie  aufgestellt
werden,  um  eine  weitere  Spaltung  zwischen  ukrainischen  und  anderen
Geflüchteten zu verhindern. Dass die Ausstellung von Arbeitserlaubnissen
etc. für Ukrainer:innen so rasch passierte, zeigt nur, was eigentlich möglich
ist, wenn die eigene Regierung ein unmittelbares Interesse dabei verfolgt.
Deswegen sollte dies genutzt werden, um die Rechte anderer Geflüchteter
anzugleichen.

Situation der Daheimgebliebenen
Jedoch konnten nicht  alle  fliehen.  Alter,  persönliche Fitness,  Kontakte in
anliegenden oder anderen europäischen Ländern sind weitere Faktoren, die
es realistischer erscheinen lassen, sich mittel- oder langfristig ein „neues
Leben“ aufzubauen. Wer hingegen pflegebedürftig ist oder selber jemanden
pflegt, gehört zu den Gruppen, die es besonders schwer haben, das Land zu
verlassen. Zwar gibt es Erfolgsgeschichten von Gruppen wie bspw. von etwa
180 Gehörlosen,  die  es  nach Berlin  geschafft  haben.  Doch wer ans Bett
gefesselt oder auf fremde Hilfe angewiesen ist, hat schlechte Chancen.

Hier tragen auch vor allem Frauen die Hauptlast. Bereits vor der Eskalation
der Feindseligkeiten im Februar 2022 führte die unbezahlte Hausarbeit in
der Ukraine zu einer massiven Mehrbelastung. Frauen brachten im Schnitt



24,6 Stunden pro Woche für reproduktive Tätigkeiten auf, während es bei
Männern 14,5 waren. Laut UN-Bericht „Rapid Gender Analyses in Ukraine“
geben die Befragten durchweg an, dass seit dem Beginn des Krieges der
Umfang der  unbezahlten Arbeit  sowohl  für  Männer  als  auch für  Frauen
zugenommen  hat.  Dies  liegt  vor  allem  daran,  dass  Sozialdienste,
medizinische und Bildungseinrichtungen sowie Kinderbetreuung durch den
Krieg eingestellt oder reduziert wurden.

Das  Wegbrechen  dieser  Infrastrukturen  führt  dementsprechend  auch  zu
Verschlechterungen  in  allen  diesen  Bereichen.  So  sind  beispielsweise
Schwangere  durch  den  Wegfall  medizinischer  Versorgung  einer  Lage
ausgesetzt,  die  auch den Kindstod begünstigt.  Um die  Situation vor  Ort
einigermaßen erträglich zu machen, treten wir ein für:

Kontrolle  und  Verteilung  der  gelieferten  Hilfsgüter  durch
demokratisch  gewählte  Komitees  der  Bevölkerung!  Die
Vertreter:innen  müssen  rechenschaftspflichtig  und  jederzeit  wähl-
und abwählbar sein!

So kann flächendeckend verhindert werden, dass Lebensmittel unterschlagen
werden, wie beispielsweise durch zwei führende Ministeriumsbeamte, die
Ende Januar dafür entlassen wurden. Das ist keine Kleinigkeit, denn über ein
1/3 der ukrainischen Bevölkerung ist von starken Nahrungsmittelengpässen
betroffen.  Viele  Teile  der  Bevölkerung  sind  bereits  in  Hilfsstrukturen
integriert  –  und  sie  sollten  diese  auch  selber  kontrollieren.

Denn zum einen kann durch die Verteilungskomitees überprüft werden, in
welchen Regionen nicht nur mehr Hilfsgüter benötigt werden, sondern auch,
wo es noch anderer Strukturen wie beispielsweise Kantinen oder anderer
Hilfe  bedarf.  Diese  sollten  zum  anderen  als  Momente  kollektiver
Reproduktionsarbeit nach dem Krieg erhalten bleiben und flächendeckend
ausgeweitet werden. Denn nur durch die Vergesellschaftung der Hausarbeit
– also der Aufteilung der Sorge- und Carearbeit auf alle Hände – kann die
Doppelbelastung  von  Frauen  sowie  die  geschlechtliche  Arbeitsteilung
beendet  werden.  Es  gilt,  hier  eine  Grundlage  zu  legen,  um  künftigen



Verschlechterungen entgegenzuwirken.

Arbeitsrechte
Diese  Situation  wird  dadurch  verstärkt,  dass  unter  der  Regierung  von
Selenskyj  seit  Beginn des Krieges massive Angriffe auf  die Arbeitsrechte
vorgenommen wurden. Am 24. März 2022 trat das Gesetz Nr.-2136-IX Über
die Organisation der Arbeitsbeziehungen im Kriegsrecht in Kraft, was unter
anderem die Arbeitszeit von 40 Stunden pro Woche auf 60 hochsetzt, Arbeit
an Wochenenden, Feiertagen und arbeitsfreien Tagen nicht mehr verbietet
und Betrieben ermöglicht, die Auszahlung des Gehalts zu verzögern, wenn
nachgewiesen werden kann, dass Krieg oder „höhere Gewalt“ eine solche
Verzögerung verursacht haben. Das Ganze wird begleitet vom Verbot von
Oppositionsparteien,  die Verbindungen nach Russland haben,  sowie einer
Degradierung von Gewerkschaften zu Organen der „Bürgerkontrolle“, die die
Einhaltung des Gesetzes überwachen.

Diese Verschärfungen sind dabei nur eine zugespitzte Fortführung Selenskyjs
neoliberaler Angriffe auf die Arbeiter:innenklasse. Bereits 2020 gab es den
Versuch  eines  reformierten  Arbeitsgesetzes,  welches  eine  massive
Aufweichung der Arbeits- und Tarifrechte enthielt. Durch Proteste seitens
der Gewerkschaften konnte damals verhindert werden, was nun Praxis ist.

Was das für praktische Auswirkungen hat, skizziert Bettina Musiolek (Clean
Clothes Campaign; Kampagne für Saubere Kleidung) in einem Interview mit
der GEW. Zwar ist der Anteil der Textilindustrie innerhalb der Ukraine am
BIP gering. Laut Angaben von Ukraine Invest existieren jedoch rund 2.500
Textilbetriebe mit mehr als 200.000 Mitarbeiter:innen innerhalb des Landes,
von denen zwischen 80 und 90 % der gesamten Erzeugnisse für den Export
bestimmt sind. Die überwiegende Mehrheit ihrer Beschäftigten ist weiblich.
Produziert  wird  unter  anderem für  Marken  wie  Adidas,  Benetton,  Boss,
S.Oliver, Tommy Hilfiger, Zara oder Handelskonzerne wie Picard oder Aldi.
Diese nutzen die Not brutal aus, wie Musiolek erklärt:

 „Die meisten Näherinnen werden das alles akzeptieren, weil sie den Job
brauchen. Gegen das neue Gesetz zu demonstrieren oder zu streiken, ist für
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sie keine Option – ihnen droht unter dem Kriegsrecht, verhaftet zu werden. [
… ] Da werden im Schatten des Krieges rote Linien überschritten. Zwar soll
die Arbeitsrechtsreform nur während des Kriegsrechts gelten. Aber unsere
ukrainischen Gewerkschaftspartner bezweifeln, dass die Punkte nach dem
K r i e g  w i e d e r  r ü c k g ä n g i g  g e m a c h t  w ü r d e n . “
(https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/hungerloehne-unter-dem-deckmant
el-des-kriegsrechts)

Das bedeutet praktisch, dass wir uns gegen diese Angriffe wehren müssen,
was leichter geschrieben als getan ist. Es verdeutlicht, dass die herrschende
Klasse der Ukraine nicht nur eine enge Verbündete der NATO ist, sondern –
wie jede andere – auch im Krieg ihre Klasseninteressen vertritt.

Das Kriegsrecht richtet sich hier ganz konkret gegen die Lohnabhängigen
und  muss  bekämpft  werden.  Die  Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und
fortschrittlichen Kräften muss darin bestehen aufzuzeigen, dass der Krieg
alleine nicht den Klassencharakter aufhebt, nicht alle Ukrainer:innen vor ihm
gleich werden und dieselben Interessen verfolgen dürfen. Deswegen muss
gesagt werden:

Nein zu den Angriffen des Arbeitsrecht! Für die sofortige Rücknahme
der Verschärfungen wie des einseitigen Kündigungsrechts oder der
Ausweitung der Arbeitszeit!
Statt  Arbeits los igkei t  und  mehr  Stunden  braucht  es
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich!
Für ein Mindesteinkommen für alle, angepasst an die Inflation!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Kriegsgewinnler:innen,
ukrainischer wie imperialistischer Unternehmen, die sich auf Kosten
der Massen bereichern, unter Arbeiter:innenkontrolle!

Gewalt
Dass Gewalt gegen Frauen in Zeiten von Krisen zunimmt, ist spätestens seit
der Coronapandemie kein Geheimnis mehr. Aktuelle offizielle Zahlen sind
nicht  verfügbar,  jedoch  gaben  laut  einer  vom  Bevölkerungsfonds  der
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Vereinten Nationen (UNFPA) im Jahr 2019 veröffentlichten Studie etwa 75
Prozent der ukrainischen Frauen an, seit ihrem 15. Lebensjahr irgendeine
Form von Gewalt erlebt zu haben. Eine von drei Frauen berichtete, dass sie
körperliche Formen von sexueller Gewalt erleiden musste.

Durch  die  verschlechterte  ökonomische  Situation  kann  sich  dies
verschlimmern, und da darüber hinaus in Konflikten sexuelle Gewalt und
Vergewaltigung häufig als Kriegswaffe eingesetzt werden, um Macht über
den Feind zu demonstrieren, sind die ukrainischen Frauen – inmitten der
militärischen Invasion Russlands in  ihrem Land –  einem erhöhten Risiko
sexueller und körperlicher Gewalt, Missbrauch, Vergewaltigung und Folter
ausgesetzt. Um sich gegen die zunehmende Gewalt zu wehren, treten wir
ein:

Für  demokratisch  organisierte  Selbstverteidigungskomitees  der
Bevölkerung, die auch Zugang zu Waffen haben!
Für  Entschädigungszahlungen  an  Betroffene  von  Gewalt  sowie
kostenlosen Zugang zu therapeutischen Angeboten auch nach dem
Krieg!

Militär
Doch es wäre falsch, die Rolle von ukrainischen Frauen derzeit auf Care- und
Hilfsarbeit zu reduzieren. In der ukrainischen Armee dienen schätzungsweise
zwischen 15 – 22 % Frauen. Manche kehren sogar aus den sicheren Ländern,
in die sie geflohen waren, zurück, um an der Front zu kämpfen. Dies ist
jedoch eine neuere Entwicklung. Seit 2014 sind Frauen Teil der ukrainischen
Armee. Seit 2016 ist auch erlaubt, dass sie nicht nur klassische Hilfskraftjobs
wie medizinische Versorgung oder Kochen ausüben. Dass sie nun auch an
der Front kämpfen dürfen, heißt jedoch nicht, dass das Militär sich in einen
Ort der Gleichberechtigung verwandelt. So hat die Zahl der Soldatinnen zwar
zugenommen, aber ihre Mobilisierung erfolgte eher unregelmäßig. Darüber
hinaus kann davon ausgegangen werden, dass die klassische Arbeitsteilung
in Armeen (Fokus der Frauen auf Hilfsjobs) trotz ihrer höheren Beteiligung
erhalten  bleibt,  was  begleitet  wird  durch  Berichte  über  sexistische



Kommentare  oder  die  Tatsache,  dass  Frauen  Uniformen  wesentlich
schlechter angepasst werden. Die Einschränkung der Bewegungsfreiheit der
Männer mittels Kriegsrecht hat darüber hinaus verfestigt, dass es Frauen
sind,  die außerhalb der Armee die Last  der Betreuung von Kindern und
älteren Menschen tragen müssen. Um die tatsächliche Gleichstellung in der
Armee zu gewährleisten, treten wir ein:

Für  die  Wähl-  und  Abwählbarkeit  von  Offizier:innen  durch
Soldat:innenräte sowie deren Kontrolle über Ausbildung und Waffen!
Für eine Kampagne innerhalb der Armee für Gleichstellung,  aber
auch gegen Nationalismus und Chauvinismus! Recht der Frauen auf
gesonderte Treffen!

Zentral ist es darüber hinaus, dass Soldat:innen auch dafür argumentieren,
den Krieg nur solange zu führen, wie er zur Selbstverteidigung dient, und
beispielsweise gegen die Rückeroberung der Krim oder der Volksrepubliken
auftreten. Vielmehr sollte die dort lebende Bevölkerung entscheiden, wo sie
zukünftig leben und welchem Staat sie angehören möchte. Alles, was darüber
hinausgeht, führt zu einer weiteren Verlängerung des Krieges, ohne seine
tatsächliche Ursache zu bekämpfen.

Perspektiven
Die  reaktionäre  Invasion  des  russischen  Imperialismus  stellt  bekanntlich
nicht den einzigen Faktor im Krieg dar.  Es wäre vielmehr verkürzt,  den
Charakter  eines  Kriegs  unabhängig  von  der  internationalen  Lage  zu
bestimmen. Die Entwicklung, die zur Invasion führte, und vor allem jene seit
dem reaktionären Überfall Russlands bestätigt in mehrfacher Hinsicht, dass
es sich im Kern nicht bloß um einen nationalen Verteidigungskrieg handelt,
sondern die politische, wirtschaftliche und militärische Einflussnahme der
NATO  auf  internationaler  Ebene  selbst  einen  entscheidenden  Faktor
darstellt.

Das bedeutet, dass die Arbeiter:innenklassen in Russland wie auch in den
NATO-Staaten vor allem für den Kampf gegen die Kriegsziele ihrer eigenen



Bourgeoisien  gewonnen  und  mobilisiert  werden  müssen.  Dort  steht  der
Hauptfeind eindeutig im eigenen Land.

In  der  Ukraine  ist  die  Lage differenzierter  zu  betrachten.  Hier  sind  die
Massen Opfer der russischen imperialistischen Invasion. Einerseits spielt der
innerimperialistische  Konflikt  eine  prägende  Rolle,  andererseits  existiert
auch  ein  wichtiges  Element  der  realen  nationalen  Unterdrückung.  Dies
bedeutet,  dass Revolutionär:innen das Recht der Ukraine, sich gegen die
russische Okkupation zur Wehr zu setzen, verteidigen müssen, jedoch ohne
der Regierung Selenskyj irgendeine Form der Unterstützung angedeihen zu
lassen.

In  der  Ukraine bildet  daher  das Recht  auf  Selbstverteidigung gegen die
russische Invasion ein Element revolutionärer Politik, doch für den Fall des
Rückzugs von russischen Truppen sollte klar sein, dass der Kampf danach
weitergeht.  Jedoch  nicht  mit  dem  Ziel,  Vergeltung  gegen  Russland  als
Aggressor  auszuüben,  sondern  in  dem  Wissen,  dass  NATO  &  Co.  ihre
Unterstützung nicht zugesagt haben, damit sie dann ebenfalls die Ukraine in
Ruhe lassen, sondern sie als ausgebeutete Halbkolonie in ihren Machtbereich
integrieren werden.

Neben stärkerer militärischer Präsenz ist es wahrscheinlich, dass westliche
Firmen sich freuen, die ukrainische Infrastruktur wieder aufzubauen – auf
dem  Rücken  der  Bevölkerung  vor  Ort,  die  als  billige  Arbeitskräfte
überausgebeutet werden kann. Die rechtlichen Grundlagen wurden ja bereits
geschaffen. So ein Kampf kann nur erfolgreich sein, wenn bereits im Hier
und  Jetzt  Strukturen  aufgebaut  werden,  die  sich  der  prowestlichen  und
neoliberalen  Politik  Selenkyjs  nicht  unterordnen  wollen,  aber  auch  kein
Interesse hegen, sich an Putins Regime zu verkaufen. In Regionen wie der
Krim,  Donezk  oder  Luhansk  sollten  Referenden  durch  die  Bevölkerung
organisiert werden – nicht durch irgendeine Großmacht.

Im Westen, in der EU und den USA muss die Arbeiter:innenbewegung vor
allem aber gegen die imperialistischen Ziele des „eigenen“ Imperialismus
mobilmachen.  Das  bedeutet  ein  Nein  zur  jeder  Aufrüstung,  zu
Waffenlieferungen und vor allem zu Sanktionen und Wirtschaftskrieg gegen



Russland.  Die  US-amerikanische,  deutsche  und  andere  westliche
Regierungen  verfolgen  damit  keine  demokratischen  und  humanitären
Interessen. Das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine und erst recht deren
Demokratie  sind  ihnen  völlig  egal,  wie  das  jahrelange  Paktieren  mit
Ultrarechten beweist. Für sie ist die Ukraine vor allem eine Frontlinie auf
dem geostrategischen Schlachtfeld und außerdem ein Reservoir für billige
Arbeitskräfte  und  Rohstoffe.  Hier  gilt  es,  Solidarität  und  Widerstand
aufzubauen, die die objektiven Interessen der ukrainischen und russischen
Arbeiter:innenklasse unterstützen, und nicht mit den Machtinteressen der
jeweils eigenen Regierung zu paktieren.

Frauen  und  die  Revolution  im
Iran
Martin Suchanek, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Der Mord an der jungen Kurdin Jina Mahsa Amini war der Funke, der das
Feuer einer neuen Massenbewegung im Iran entfachte. Seither versucht das
diktatorische, islamistische Regime, die Proteste im Blut zu ertränken.

Über 500 Menschen wurden von den bewaffneten Kräften der Staatsmacht,
von Polizei, Geheimdiensten oder den sog. Revolutionswächtern, ermordet.
Tausende wurden verletzt, über 20.000 festgenommen. Seit Monaten werden
Aktivist:innen  der  Bewegung  und  bekannte  Oppositionelle  nach
Schauprozessen  öffentlichkeitswirksam  hingerichtet,  um  die  Massen
einzuschüchtern  und  die  Anhänger:innen  des  Regimes  zu  stärken.

Nach  Monaten  des  heroischen  Kampfes  droht  die  Bewegung,  durch  die
Konterrevolution der Mullahs zerschlagen zu werden. Doch selbst wenn dies
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der Fall sein sollte, wird dieser „Sieg“ nicht von Dauer sein. Sie können zwar
möglicherweise  den  Protest  niederschlagen  –  die  Ursachen  für  die
revolutionäre Erhebung von Millionen können sie aber nicht aus der Welt
schaffen.  Denn  es  ist  das  reaktionäre,  ausbeuterische,  frauen-  und
menschenfeindliche  Regime,  die  spezifische  Mischung  aus  Kapitalismus,
Nepotismus und islamistischer Diktatur, die immer wieder den Widerstand
hervorbringen wird, den sie mit aller Gewalt – und letztlich nur noch mit
Gewalt – blutig unterdrückt.

Eine Revolution der Frauen
In den letzten Jahrzehnten erschütterten immer wieder Massenproteste den
Iran. 2009, bei der sog. grünen Revolution, bildeten vor allem die städtischen
Mittelschichten  –  Intellektuelle,  das  Kleinbürger:innentum  sowie
reformorientierte  Unternehmerschichten,  die  ihre  Hoffnungen  in  den
damaligen Präsidentschaftskandidaten Chātami setzten – die soziale Basis
der Bewegung.

2017 und vor allem 2019 änderte sich die Lage. Die „Unterschichten“, d. h.
vor allem die Arbeiter:innenklasse, schwangen sich zur sozialen Trägerin des
Kampfes auf. Die Hoffnungen und Illusionen in den „reformorientierten“ Teil
des Regimes waren bei den Massen verflogen. Umso drängender rückten die
sozialen Fragen in den Vordergrund.

2022 standen von Beginn an Frauen, Studierende und die Jugend sowie die
unterdrückten Nationalitäten im Zentrum.

Natürlich wurde dies auch durch den Mord an einer jungen Kurdin, Jina
Mahsa Amini, durch die „Sittenpolizei“ befördert. Dass die Protestbewegung
vor allem von jungen Frauen und Studentinnen getragen und vorangetrieben,
sie  mit  gewissem  Recht  als  feministische  Revolution  bezeichnet  wurde,
verweist auf tiefere gesellschaftliche Ursachen.

Frauen, Arbeit und Bildung
Die extreme Form der Entrechtung seit Beginn der Mullahherrschaft und



Unterdrückung  ging  mit  einer  widersprüchlichen,  teilweise  geradezu
paradoxen Entwicklung der Lage der Frauen im Bildungswesen, teilweise
auch in der Arbeitswelt einher.

Heute gibt es im Iran rund 4,5 Millionen Studierende, also rund 50 % mehr
als in Deutschland (3 Millionen), eine für ein halbkoloniales Land beachtliche
Zahl und Quote. Fast jede/r zweite Studierende ist eine Frau. Dies spiegelt
den  Versuch  des  Mullahregimes  wider,  nach  der  Machtergreifung  eine
staatskapitalistische Industrialisierung voranzutreiben, was sich auch in der
Erhöhung der Alphabetisierungsquote (80 % gegenüber 20 % unter dem
„modernen“  Schahregime)  wie  auch  im  Zwang,  vermehrt  Frauen  als
Lohnarbeiterinnen  zu  beschäftigen  oder  professionell  zu  qualifizieren,
ausdrückt.

Somit entstand im Iran einerseits eine sehr qualifizierte Schicht von Frauen,
die zugleich weiter politisch und kulturell entrechtet blieb. Das Scheitern der
Illusionen in den Reformflügel des Islamismus führte außerdem dazu, dass
sich  die  Hoffnung  auf  eine  allmähliche  Öffnung  und  Liberalisierung  des
Regimes erschöpfte.

Heute stellen die Universitäten einen Fokus der Bewegung dar – und wir
können angesichts der sozialen Lage der Studierenden und insbesondere
Studentinnen  erkennen,  warum  junge  Frauen  und  Jugendliche  eine  so
wichtige Rolle in der Mobilisierung einnehmen, an vorderster Front kämpfen.
Über Jahre versprach das Regime den Frauen und der Jugend im Gegenzug
für soziale  Unterdrückung und kulturelle  Tristesse Jobs,  Einkommen und
sogar einen gewissen Aufstieg.  All  das entpuppte sich nach anfänglichen
ökonomischen Erfolgen in den 1990er Jahren mehr und mehr als Fiktion. Die
neoliberalen Reformen und Privatisierungen des letzten Jahrzehnts, vor allem
seit dem Einbruch 2012/13, verschlechterten die Lage weiter. Für die Frauen
und die Jugend sieht die Zukunft düster aus.

Die Arbeiter:innen bilden mittlerweile die zahlreichste Klasse der iranischen
Gesellschaft, zumal wenn wir die sub- und halbproletarischen Schichten und
jene Teile  der  Intelligenz,  die  einem Proletarisierungsprozess  unterzogen
sind, einbeziehen.



Zugleich  lebt  ein  großer  Teil  dieser  Klasse  heute  in  Armut.  Nach
unterschiedlichen Schätzungen leben 35 – 50 % der Bevölkerung unter der
Armutsgrenze  –  Tendenz  steigend angesichts  von  massiver  Inflation  und
ökonomischer Stagnation.

Für die Lohnabhängigen repräsentierte die Diktatur der Mullahs immer eine
brutale  Herrschaft  der  Ausbeuter:innen –  zu  offensichtlich  und eng sind
iranischer Kapitalismus und islamistisches Regime miteinander verbunden.

Proletarische,  aber  auch  junge,  akademisch  gebildete  Frauen  trifft  dies
besonders. Die Hindernisse auf dem Arbeitsmarkt sind beachtlich. So liegt
der Anteil von Frauen an den Beschäftigten noch immer bei nur 17,26 % (er
überstieg in der Islamischen Republik nie 20 %). Auch wenn dies den realen
Anteil der Erwerbsarbeit von Frauen nicht reflektiert, weil ein großer Teil
der in der Landwirtschaft Beschäftigten (Schätzungen gehen davon aus, dass
rund 60 % der Arbeit auf dem Dorf von Frauen erledigt wird) wie auch nicht
offiziell  registrierte  Beschäftigung  rausfallen,  werden  Frauen  auf  dem
Arbeitsmarkt  schon  nach  amtlichen  Zahlen  massiv  diskriminiert.

Das  verdeut l i cht  auch  d ie  Arbe i ts losenquote  von  Frauen
(https://de.theglobaleconomy.com/Iran/) mit offiziell 18,96 % im Jahr 2021,
die fast doppelt so hoch ist wie jene der Männer (9,89 %). Noch höher liegt
sie bei Jugendlichen – und das heißt insbesondere auch bei jungen Frauen –
mit 27,21 %. Mit fast 89 % extrem stark von Arbeitslosigkeit – und damit von
Armut  –  betroffen  ist  die  ohnedies  stigmatisierte  Gruppe  von
alleinerziehenden  Frauen.

Die Ursachen für diese Entwicklung sind vielfältig. Einerseits natürlich die
ökonomische Stagnation selbst, die die gesamte Klasse der Lohnabhängigen
betrifft. Zweitens ziehen viele, natürlich männliche Unternehmer vor, junge
Männer statt Frauen zu beschäftigen, selbst wenn diese z.  B. einen weit
besseren Hochschulabschluss vorweisen.

Die Anzahl studierender Frauen ist seit Jahren vielen Mullahs an Dorn im
Auge. Unter dem erzkonservativen Einpeitscher Ahmadineschād wurde nicht
nur  auf  propagandistischer  und  ideologischer  Ebene  gegen  diesen
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„Auswuchs“  angegangen,  sondern  wurden  auch  Männerquoten  in
verschiedenen,  vor  allem  technischen  und  naturwissenschaftlichen
Studiengängen eingeführt. Der „Erfolg“ war mäßig, da selbst regimetreue,
sozial-konservative Väter (einschließlich hoher Kleriker) aller reaktionären
Gesinnung zum Trotz ihre Töchter an die Unis schicken und gut ausgebildet
haben wollten.

Die gesellschaftliche Unterdrückung der Frauen nimmt daher viel stärker die
Form der Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt an.

Für beschäftigte Arbeiterinnen kommt „natürlich“ auch noch Sexismus am
Arbeitsplatz  hinzu.  Darüber  hinaus  nutzen  Unternehmen  bewusst  die
reaktionäre  Gesetzgebung,  um  gewerkschaftlich  aktive  oder  einfach
Widerstand  leistende  Arbeiterinnen  unter  dem  Vorwand  „unislamischen“
Verhaltens oder „unsittlicher“ Bekleidung zu entlassen.

All dies verdeutlicht, wie eng der Kampf gegen Frauenunterdrückung mit
dem gegen Ausbeutung verbunden ist, so dass dieser einen essentiellen Teil
des Klassenkampfes bildet.

Von  der  halben  Revolution  zur  ganzen
Konterrevolution
Die Unterdrückung der Frauen gehörte von Beginn an zur politischen DNA
des islamistischen Regimes.  Anders als  heute gern von den bürgerlichen
Medien vereinfacht dargestellt wird, war die iranische Revolution zu Beginn
am Ende der 1970er Jahre keineswegs eine „islamische“.

Im  Kampf  gegen  das  Schahregime  ste l l ten  d ie  L inken,  d ie
Arbeiter:innenklasse und auch eine starke Frauenbewegung eine zentrale
Kraft dar. Politisch kann die iranische Revolution als Kampf dreier Kräfte
betrachtet werden. Erstens das prowestliche despotische Schahregime, das
sich auf den Imperialismus, den iranischen Staatsapparat und einen Teil der
herrschenden Klasse stützte, zweitens die von liberalen, mehr und mehr aber
auch  von  den  lslamist:innen  vertretene  oppositionelle  Bourgeoisie  und
Mittelklasse.



Schließlich die Arbeiter:innenschaft und bäuerliche Schichten. Sie bildeten
nicht  nur  eine  zentrale  Kraft  beim  Sturz  des  Schah,  sondern  die
Arbeiter:innenklasse errichtete auch Formen der Doppelmacht, vor allem in
verstaatlichten Betrieben und auf den Ölfeldern (Schoras = Räte).

Aber die stalinistische Doktrin der iranischen Linken erwies sich selbst als
Hindernis für die Revolution. Gemäß ihrer Vorstellung war das Land für eine
sozialistische Umwälzung noch nicht reif, vielmehr stünde als nächste Etappe
eine  antiimperialistische,  bürgerliche  Revolution  an,  die  die  „nationale
Bourgeoisie“ zuerst an die Macht bringen müsste. Vor diesem Hintergrund
wurden  Khomeini  und  seinen  Anhänger:innen  als  Verkörperung  der
antimonarchischen,  nationalen  Revolution  betrachtet.

Politisch bedeutete dies, die Interessen der Arbeiter:innenklasse wie aller
Unterdrückten  –  und  das  hieß  vor  allem  jene  der  Frauen  –  denen  der
„nationalen“ Bourgeoisie und damit den Islamist:innen unterzuordnen.

Dies und die eng mit ihnen verbundenen Sektoren der Kapitalist:innenklasse,
insbesondere die in Teheran ansässigen Handelskapitale (Bazaris),  hatten
ihrerseits längst die Linke und die Arbeiter:innenklasse als unversöhnlichen
Gegnerinnen ausgemacht. Das lag nicht zuletzt auch an deren Stärke. Die
Eroberung des Flughafens Teheran durch bewaffnete Guerillaeinheiten, die
die  Armee  vertrieben,  und  die  Errichtung  von  Arbeiter:innenräten
beunruhigten  alle  kapitalistischen  und  reaktionären  Kräfte.  Zu  Recht
fürchteten sie (wie auch die westlichen Regierungen), dass die Revolution
auch die Eigentumsverhältnisse in Fragen stellen könnte.

Natürlich gibt es keine Garantie dafür, dass eine solche, ihrem Wesen nach
sozialistische  Revolution  gesiegt  hätte.  Aber  die  Unterordnung  der
Arbeiter:innenklasse  und  der  Bauern-/Bäuerinnenschaft  unter  die
herrschende Klasse  konnte  ihrerseits  nur  zum Sieg der  Konterrevolution
führen. Khomeini und die islamistischen Kräfte vernichteten alle Kräfte der
Arbeiter:innenbewegung und der demokratischen Opposition – einschließlich
vieler,  die  ihn  als  „Antiimperialisten“  gepriesen  hatten.  Tausende  und
Abertausende  wurden  gefoltert,  liquidiert  oder  „verschwanden“.  Die
Arbeiter:innenklasse erlitt eine historische Niederlage. Die halbe, im Kampf



um die Demokratie stehengebliebene Revolution endete mit einer ganzen
Konterrevolution.

Konterrevolution und Entrechtung
Deren Sieg bedeutete für alle Frauen im Iran eine Katastrophe. Die Elemente
formaler  Gleichheit,  die  unter  dem  Schah  errungen  und  in  den  ersten
Monaten der Revolution faktisch sogar ausgeweitet worden waren, wurden
rigoros abgeschafft.

Natürlich hatten Khomeini und die Mullahs die Frauenunterdrückung und
das  Patriarchat  nicht  erfunden,  sie  institutionalisierten  sie  jedoch  im
extremen  Ausmaß.  Die  Scharia,  as  islamische  Gesetz,  wurde  zu  deren
rechtlich-ideologischer  Grundlage.  Hier  einige  zentrale  Folgen  für  die
Frauen:

–  Frauen  s ind  s t rengen  K le idervorschr i f ten ,  d ie  u .  a .  d ie
Zwangsverschleierung  umfassen,  unterworfen.

– Frauen sind vor Gericht den Männern nicht gleichgestellt. Ihre Aussage
zählt nur halb so viel wie die eines Mannes. In manchen Fällen sind sie erst
gar nicht als Zeuginnen zugelassen.

–  Frauen  sind  von  bestimmten  Berufen  (Armee,  Richterinnen)
ausgeschlossen.

– Frauen benötigten für Arbeit, Reisen und Scheidung das Einverständnis
ihrer Ehemänner, Väter oder Brüder.

– Sie haben faktisch keinen Anspruch auf Sorgerecht.

–  Das  Mindestalter  für  Ehen  und  die  volle  Strafmündigkeit  wurde  bei
Mädchen auf neun Jahre heruntergesetzt, Abtreibungen wurden verboten.

–  Männer  haben  das  „Recht“,  die  sexuelle  Verfügbarkeit  der  Ehefrau
gewaltsam durchzusetzen. Vergewaltigung in der Ehe ist daher legal.

– Geschlechtertrennung wurde in weiten Bereichen des öffentlichen Lebens



eingeführt,  zum  Beispiel  im  Personennahverkehr,  beim  Sport,  in
Bildungsinstitutionen  und  bei  der  Gesundheitsversorgung.

Die meisten dieser Maßnahmen wurden im Zuge der „kulturellen Revolution“
der Mullahs in den Jahren 1980 – 1983 eingeführt, in einer Art konzertierter
Aktion zur Auslöschung aller Errungenschaft der Frauen. Auch wenn einige
wenige  Gesetze  seither  etwas  gelockert  wurden,  blieb  das  System  der
institutionellen Unterdrückung bis heute intakt und stellt einen Eckpfeiler
der klerikalen Diktatur dar.

Diese Form begünstigt  Sexismus und Gewalt  bis  hin zu Femi(ni)ziden in
Familien, in der Öffentlichkeit und durch staatliche Repressionsorgane. So
sind Folter,  Missbrauch und Vergewaltigung von Frauen durch Pasdaran
(Iranische  Revolutionsgrade),  Sittenpolizei  und  andere  Reaktionswächter
weit verbreitet. Im Extremfall wurden Vergewaltigungen vor Hinrichtungen
sogar durch sog. „Zeitehen“ gegen den Willen der Frauen von Geistlichen
legalisiert.

Welche Revolution?
Die Erfahrungen der iranischen Revolution (und eigentlich aller wichtigen
Revolutionen des 20. und 21. Jahrhunderts) zeigen, dass die demokratischen
Forderungen – im Iran insbesondere die nach Gleichheit und Freiheit der
Frauen – untrennbar mit der Klassenfrage verbunden sind.

Wirkliche Befreiung ist für die Frauen (sowie armen Bauern und Bäuerinnen
sowie unterdrückten Nationalitäten) im Rahmen des Kapitalismus im Iran
letztlich  unmöglich.  Ihre  Unterdrückung  mag  unter  einer  anderen
bürgerlichen Herrschaftsform oder einer anderen Elite allenfalls elastischere
Formen annehmen (und selbst das ist keineswegs sicher).

Die Verbesserung der Lage der Massen – und insbesondere der Frauen und
der unterdrückten Nationen – ist unmöglich, ohne die Profite, den Reichtum,
die  Privilegien,  das  Privateigentum  der  herrschenden  Klasse  im  Iran
anzutasten. Umgekehrt kann sich die Arbeiter:innenklasse selbst nur dann
zur wirklich führenden Kraft einer Revolution aufschwingen, wenn sie die



entscheidenden gesellschaftlichen Fragen mit der ihrer eigenen Befreiung,
der  Enteignung  des  Kapitals  und  der  Errichtung  eine  demokratischen
Planwirtschaft verbindet. Ansonsten wird das Proletariat – unabhängig vom
Geschlecht – weiter eine Klasse von Lohnsklav:innen bleiben.

Die  Klärung  dieser  Frage  ist  aber  unbedingt  notwendig,  weil  in  der
iranischen Oppositionsbewegung auch bürgerliche und direkt reaktionäre,
monarchistische Kräfte wirken (inklusive des demokratischen Imperialismus
und  nichtmonarchistischer  Kräfte).  Deren  Programm  besteht  im  Grunde
darin, dass an die Stelle der aktuellen, islamistischen Sklavenhalter:innen
neue,  bürgerliche  und  prowestliche  treten  (wenn  nötig,  im  Bündnis  mit
Teilen des aktuellen Regimes).

Eine  politische  Kraft,  die  hingegen  konsequent  die  Interessen  der
lohnabhängigen  Frauen,  der  Student:innen  und  Arbeiter:innenklasse
insgesamt zum Ausdruck bringt, muss mit allen unterdrückerischen Klassen
und ihren Parteien brechen. Und das heißt zuerst, sie darf ihre Ziele nicht
auf rein demokratische, rein bürgerliche beschränken.

Die Frage von Sieg oder Niederlage ist dabei nicht nur eine des Überlebens
für die iranischen Massen, sondern auch von zentraler Bedeutung für den
Befreiungskampf im gesamten Nahen und Mittleren Osten, vor allem in jenen
Ländern, wo das iranische Regime einen unmittelbar konterrevolutionären
Einfluss ausübt.

Revolutionäre Partei
Eine  solche  Perspektive  und  ein  revolutionäres  Programm,  das
demokratische und soziale Forderungen mit sozialistischen verbindet und in
der  Errichtung  einer  Arbeiter:innen-  und  Bauern-/Bäuerinnenregierung
gipfelt, entsteht nicht von alleine. Sie erfordern eine Kraft, die bewusst dafür
in der Arbeiter:innenklasse, an den Universitäten und Schulen, unter der
Jugend, den Frauen und unterdrückten Nationalitäten kämpft.

Nur  so  kann  der  stetige  Vormarsch  der  Konterrevolution  hier  und  jetzt
gestoppt  werden.  Und  diejenigen,  die  am  beharrlichsten  für  solche



Forderungen kämpfen und dabei nicht nur die Lehren aus den letzten vier
Monaten,  sondern vier  Jahrzehnten ziehen,  sind diejenigen,  die  mit  dem
Aufbau dieser Kraft, einer revolutionären Partei, beginnen können.

In einer Situation, in der die Repression immer erdrückender gerät, ist es
jedoch schwieriger denn je, eine offene Debatte über Strategien zu führen.
Hierbei könnten wohl im Exil Lebende eine wichtige Rolle spielen, doch es
bleibt zentral, dass die linken Organisationen vor Ort sich dieser Debatte
nicht verschließen. Andernfalls verblasst das Potenzial erneut.

Denn klar ist: Nur eine solche Partei wird in der Lage sein, den Kampf unter
allen Bedingungen zu führen, im Untergrund zu operieren, wenn es nötig ist,
und in  Streiks,  Gewerkschaften  und vor  allem in  Massenbewegungen in
Zeiten des Aufschwungs der Kämpfe einzugreifen.

Von  der  Verteidigung  der
Bewegung zur Revolution
von  Martin  Suchanek,  Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Die Demonstrant:innen auf den Straßen, die Studierenden an den Unis, die
Arbeiter:innen in vielen Betrieben verbinden seit Monaten Parolen wie „Jin,
Jiyan,  Azadi“  (Frau,  Leben,  Freiheit)  mit  dem Ruf  nach  dem Sturz  des
Regimes.  Ihnen  ist  längst  bewusst,  dass  es  einer  Revolution,  einer
grundlegenden Umwälzung bedarf, um ihr Ziel, die Gleichberechtigung der
Frauen,  ein  Leben  frei  von  islamistischer  und  patriarchaler  Gängelung
durchzusetzen. Entweder siegt die Bewegung, die Revolution oder die blutige
Konterrevolution des Regimes.
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Trotz  der  Repression  im  Herbst  2022  verbreiteten  sich  die  Proteste
wochenlang. Die Aktionen waren auf lokaler, universitärer und betrieblicher
Ebene  durchaus  koordiniert,  werden  von  illegalen  oder  halblegalen
Gruppierungen geführt  oder von Gewerkschaften,  die sich in den letzten
Jahren  im  Untergrund  gebildet  hatten.  Aber  die  Bewegung  besaß  kein
landesweites,  alternatives  Macht-  und  Koordinationszentrum,  das  den
Apparat des Regimes paralysieren oder es gar mit diesem aufnehmen könnte.

In  den  letzten  Wochen  zeigt  sich  dieses  Problem immer  deutlicher.  Die
Konterrevolution hat die Initiative ergriffen, droht, die Bewegung im Blut zu
ersticken.

Um das zu verhindern, braucht sie Kampfformen, die sie vereinheitlichen
kann und die das gesamte Land erschüttern können – und das kann nur ein
politischer Generalstreik zur Verteidigung der Bewegung und zum Sturz des
Regimes sein.

Dieser  würde  nicht  nur  die  Produktion  und  Infrastruktur  des  Landes
lahmlegen und ökonomischen Druck ausüben. Die Arbeiter:innen müssten
auch entscheiden, welche Produktion sie für die Versorgung der Menschen
aufrechterhalten.  Vor  allem  aber  müsste  ein  solcher  Generalstreik  auch
Kampforgane, Aktionskomitees schaffen, die sich auf Massenversammlungen
stützen, die an den Räten der iranischen Revolution, den Schoras, anknüpfen
würden.

Solche  Organe  wären  natürlich  nicht  nur  betriebliche  Strukturen.  Sie
könnten ebenso gut an Universitäten, in den Stadtteilen und auf dem Land
durch  Massenversammlungen  gewählt  werden.  Alle  Unterdrückten,  die
Frauen,  die  Jugend,  die  nationalen  Minderheiten  würden  darin  einen
zentralen Platz einnehmen. Die Bewegung würde so auf lokaler, regionaler
und  landesweiter  Ebene  zusammengeführt  werden,  faktisch  zu  einem
Zentralorgan  der  Bewegung  geraten.

Der Generalstreik würde dabei zugleich als Schutzschild gegen das Regime
fungieren, indem er Formen der revolutionären Legalität durchsetzt,  also
Doppelmachtorgane  schafft,  die  eine  Alternative  zum  Staatsapparat



darstellen.

Dazu braucht es notwendigerweise die Bildung von Schutzeinheiten für den
Generalstreik  selbst,  von  Arbeiter:innen-  und  Volksmilizen.  Diese  Politik
müsste durch Aufrufe an die Soldat:innen ergänzt werden, dem Regime die
Gefolgschaft zu verweigern, Soldat:innenräte zu bilden, die Offizierskaste zu
entmachten,  reaktionäre  Kräfte  zu  entwaffnen  und  Arsenale  für  die
Arbeiter:innenmilizen  zu  öffnen.

Dazu müsste  die  Arbeiter:innenklasse  selbst  jedoch nicht  nur  als  soziale
aktive Kraft hervortreten. Sie müsste der Bewegung nicht nur die Kraft zum
Sieg verleihen, sondern sie bräuchte auch ein eigenes Programm, wie die
Revolution vorangetrieben werden kann und welche neue Ordnung im Iran
durchgesetzt werden soll.

Übergangsprogramm
Es braucht ein Programm, das die demokratischen Aufgaben und die soziale
Frage revolutionär angeht, miteinander verbindet mit dem Ziel der Schaffung
einer Arbeiter:innen und Bauern-/Bäuerinnenregierung, die die Revolution zu
einer  sozialistischen  macht.  Kernforderungen  eines  solchen  Programms
müssten  sein:

Gleiche  Rechte  und  volle  Selbstbestimmung  für  alle  Frauen!
Abschaffung der reaktionären Kleidervorschriften und aller anderen
diskriminierenden Gesetze!
Volle  demokratische  Rechte  für  die  Jugend!  Abschaffung  aller
reaktionären  Vorschriften,  die  ihre  geistige  Betätigung,  ihre
Bewegungs-  und  Ausdrucksfreiheit  beeinträchtigen!
Abschaffung der Zensur und aller Einschränkungen der Meinungs-
und Publikationsfreiheit!  Für die vollständige Trennung von Staat
und Religion!
Selbstbestimmungsrecht  für  alle  Nationen  und  Nationalitäten  wie
Kurd:innen, Belutsch:innen! Gleiche Rechte für Geflüchtete wie z. B.
die 3 Millionen Afghan:innen!
Für  eine  verfassunggebende  Versammlung,  einberufen  unter



Kontrolle  der  revolutionären  Massen  und  ihrer  Organe  in  den
Betrieben und Stadtteilen!
Sofortprogramm zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit  und Armut!
Mindestlohn und Mindesteinkommen für Arbeitslose, Jugendliche und
Rentner:innen, um davon in Würde leben zu können, festgelegt von
Arbeiter:innenausschüssen, ständig angepasst an die Inflation!
Massive  Besteuerung  von  Unternehmensgewinnen  und  privaten
Vermögen! Streichung der Auslandsschulden! Beschlagnahme aller
Vermögen  und  Unternehmen  der  Mullahs,  diverser  regimetreuer
halbstaatlicher  Organisationen  und  Wiederverstaatlichung  der  an
Günstlinge des Regimes privatisierten Unternehmen!
Arbeiter:innenkontrolle  über  die  verstaatlichte  Industrie  und  alle
anderen  Unternehmen!Entschädigungslose  Enteignung  der
Großgrundbesitzer:innen, des Großhandels und der großen Industrie
und  Banken  sowie  der  ausländischer  Konzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle! Für ein Notprogramm zur Versorgung der
Massen, zur Erneuerung der Infrastruktur und der Produktion gemäß
den Bedürfnissen der Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen, der Frauen
und der Jugend und ökologischer Nachhaltigkeit!
Schluss  mit  der  Unterstützung  des  russischen  und  chinesischen
Imperialismus  und  reaktionärer  Despotien  wie  des  Assadregimes!
Keine Unterstützung der USA und anderer imperialistischer Staaten
in  der  Region!  Sol idarität  mit  dem  paläst inensischen
Befreiungskampf!  Bündnis  mit  der  Arbeiter:innenklasse,
demokratischen  und  antiimperialistischen  Kräften  gegen  ihre
reaktionären  Regierungen  und  imperialistische  Intervention!
Zerschlagung  des  islamistischen  Regimes  und  des  reaktionären
Staatsapparates!  Für  eine  Arbeiter:innen-  und  Bauern-
/Bäuerinnenregierung,  die  sich  auf  Räte  und  Milizen  stützt,  die
herrschende Klasse enteignet und eine demokratische Planwirtschaft
einführt!
Für  die  Ausweitung  der  Revolution!  Für  eine  Föderation
Sozialistischer Staaten im Nahen und Mittleren Osten!



Massaker  an  Geflüchteten  in
Melilla:  Ein  weiterer  blutiger
Höhepunkt der Festung Europa
Auch wenn diese im Zuge der zahlreichen Krisen unterzugehen scheinen,
häufen  sich  die  Meldungen  von  Toten  an  den  EU-Außengrenzen  wieder
einmal.

Zahlreiche Menschen sterben bei der Flucht übers Mittelmeer, im Jahr 2022
alleine 1982, zudem harren immer noch Tausende an der Belarussischen,
Griechisch-Türkischen  sowie  anderen  Grenzen  aus,  an  denen  sie  vom
örtlichen  Grenzschutz  massive  Gewalt  erfahren.

Doch  gerade  ein  bisher  eher  unbekannterer  Teil  der  „Festung  Europa“
erlangte dieses Jahr traurige Bekanntheit: Melilla

Tödliche Grenzgewalt in Melilla
Hier starben mindestens 37 Flüchtende (70 weitere gelten bis  heute als
vermisst) an der Grenze zwischen dem marokkanischem Staatsgebiet und der
spanischen Exklave in Nordafrika, welche als ein Relikt aus der kolonialen
Besatzung Nord-Marokkos durch Spanien fortbesteht und, wie auch Ceute,
als EU Territorium zählt.

Im Juni letzten Jahres versuchten etwa 2000 Menschen bei Melilla über den
metallenen Grenzzaun zu kommen, um in ihrer Flucht nach Europa vor Krieg
und Hunger nicht den tödlichen Weg über das Mittelmeer auf sich nehmen
zu  müssen.  Ausgelöst  wurde  dieser  Sturm  wohl  durch  marokkanische
Grenzbeamte selber, welche ein provisorisches Geflüchteten-Camp in einem
nahegelegenen Wald auflösten und eine Massenpanik auslösten.
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Diese wurde noch weiter befeuert, als am Grenzzaun sowohl spanische als
auch marokkanische Beamte, welche immer wieder bei der Verteidigung der
Grenzen der Festung Europa zusammenarbeiten, ähnlich wie z.B. in Libyen
oder  der  Türkei,  gewaltsam  gegen  die  Migrant_Innen  vorgingen.  Sie
schossen mit Tränengas und Gummigeschossen in die Menge. Aufgrund des
Drucks der Menschenmasse, brach schließlich der Zaun zusammen, wobei
bereits  mehrere  Menschen  schwer  verletzt  wurden.  Diverse  Videos
dokumentieren, wie daraufhin marokkanische Beamte wahllos auf am Boden
Liegende  einschlugen  und  offenkundig  bewusstlose  Menschen  mehrere
Meter  über  den  Boden  schleiften.

Reaktion
Bereits  kurz  nach dem Vorfall  wurden Stimmen laut,  sowohl  von Seiten
diverser Presseportale als auch von Augenzeug_Innen, welche betonten, dass
die tödliche Gewalt nicht ausschließlich auf der marokkanischen Seite des
Grenzzauns  stattfand,  sondern  auch  auf  spanischem  Staatsgebiet  von
spanischen  Grenzbeamten  durchgeführt  wurde.

Unter dem Hashtag #melillamassacre wurde das Massaker an Flüchtenden
auf Social Media breit verurteilt und zog eine Welle an Protesten in Spanien
und Marokko nach sich.

Der  Druck  von  Migrant_Innen  und  Menschenrechtsorganisationen  führte
dazu,  dass  die  spanische Generalstaatsanwältin  ankündigte,  Ermittlungen
bezüglich  des  Vorgehens  der  Grenzbeamten  einzuleiten.  Ein  halbes  Jahr
später wurde das Verfahren jedoch öffentlich eingestellt.

Videos, mit den entscheidenden Minuten, welche beweisen sollen, dass es
auch auf spanischem Gebiet Tote gab, bleiben weiterhin unter Verschluss.
Spaniens  Innenminister  Fernando  Grande-Marlaska  beharrt  weiterhin
darauf, dass es keine Todesfälle auf spanischer Seite gegeben hätte und dass
er  die  Reaktion  und  das  Vorgehen  der  Polizist_Innen  für  angemessen
empfindet,  eine Aussage die  wieder  einmal  die  Menschenverachtung des
Europäischen Grenzregimes unterstreicht.



Die Rolle der „Festung Europa“
Melilla  ist  dabei  nur eine mörderische Mauer der Festung Europa unter
vielen.  So  führt  die  Grenzschutzorganisation  der  EU,  Frontex,  illegale
Pushbacks durch, was konkret bedeutet, dass sie hilfesuchende Menschen,
zum Beispiel an den Küsten Griechenlands, zurück ins Meer prügelt und
damit ihren Tod billigend in Kauf nimmt.

All  das  geschieht  nicht  ohne Grund,  es  ist  kein  Zufall,  dass  die  ach  so
menschenrechtsfreundliche  und  demokratische  EU  in  ihrer  Politik
Migrant_Innen  gegenüber  so  brutal  und  repressiv  vorgeht.

Der Grund hierfür heißt Imperialismus.

Denn der verhältnismäßig hohe Lebensstandard in der EU basiert auf der
Überausbeutung von Halbkolonien, größtenteils im globalen Süden.

Überausbeutung  heißt  hier,  dass  die  Arbeiter_Innen  nicht  nur  von  ihrer
eigenen nationalen Bourgeoisie ausgebeutet werden, sondern zusätzlich noch
von der eines oder mehrerer imperialistischer Länder. Diese erlangen durch
große ökonomische Macht politischen Einfluss und halten die Ökonomie der
Halbkolonie  soweit  künstlich  klein,  um  weiter  von  der  Ausbeutung
natürlicher  Ressourcen,  sowie  dem  Nutzen  als  Absatzmarkt  und
Niedriglohnstandort,  zu  profitieren.

Diese  Überausbeutung  ermöglicht  es  der  herrschenden  Klasse  in  den
imperialistischen  Zentren  (z.B.  EU,  USA  und  China)  auch,  durch
Zugeständnisse  einen  privilegierten  Teil  der  Lohnabhängigen
(Arbeiter_Innen-Aristokratie) ruhig zu halten und an sich zu binden.

Zu diesem Teil  gehört auch die Gewerkschaftsbürokratie sowie meist die
Führung sozialdemokratischer Parteien.

Die imperialistischen Staaten wie eben Deutschland und Frankreich haben
also  ein  starkes  Interesse  daran,  die  Grenzen  zu  schließen  und  zu
verteidigen, da ansonsten Menschen aus den Halbkolonien einfach in den
reicheren globalen Norden kommen und sich der Überausbeutung entziehen



könnten.

Rassismus als Legitimation
Legitimiert wird dieses Vorgehen durch den Rassismus als Werkzeug, der ein
zentraler Teil des aktuell auch wieder erstarkenden Rechtspopulismus ist,
dabei  von  allen  bürgerlichen  Parteien  mehr  oder  weniger  ausgeprägt
mitgetragen wird und ursprünglich als Legitimation von Kolonialismus und
Imperialismus entstanden ist.

Der  Rassismus  erfüllt  aber  noch  eine  weitere  Funktion,  nämlich  die
Schwächung der Arbeiter_Innenklasse, durch ihre Spaltung in Nationen und
Kulturen.

Je  kleinteiliger  die  Lohnabhängigen  untereinander  verfeindet  sind,  desto
schwächer sind sie in der Erkämpfung ihrer Rechte gegen die Bourgeoisie.

Auch verschleiert Rassismus die eigentlichen Ausbeutungsverhältnisse. Statt
des  Klassenkonflikts  zwischen  „oben  und  unten“,  also  Proletariat  und
Bourgeoisie,  wird  ein  Konflikt  zwischen  „innen  und  außen“,  zwischen
„Heimischen und Fremden“ in den Mittelpunkt gerückt, obwohl eigentlich
überhaupt  kein  Interessengegensatz  herrscht  zwischen  europäischen,
arabischen  und  afrikanischen  Arbeiter_Innen.

Mit  einem  sehr  ähnlichen  ideologischen  Konstrukt,  dem  Nationalismus,
sollen außerdem die Arbeiter_Innen an den eigenen imperialistischen Staat 
gebunden werden.

Wie das funktioniert lässt sich gut am Beispiel des russischen Angriffskriegs
in der Ukraine beobachten, wo bedingungslose Solidarität mit dem Westen
gefordert  wird  und  auch  selbst  proklamierte  „antirassistische“  Grünen-
Politiker_Innen antirussischen Rassismus verbreiten und Entschlossenheit im
Kampf  gegen  den  „nationalen  Feind“  fordern,  statt  die  internationale
Arbeiter_Innenklasse  zum  Widerstand  gegen  den  Krieg  aufzurufen.

Um gegen das Europäische Grenzregime anzukämpfen, stellen wir folgende
Forderungen auf:



Die Grenzen auf, Stacheldraht zu Altmetall – Nieder mit der Festung
Europa!
Weg mit  Frontex  und anderen Grenzschutzbehörden!  Schluss  mit
„Flüchtlingsdeals“ wie mit Marokko oder der Türkei!
Staatsbürger_Innen-Rechte für alle, überall!
Fluchtursachen  statt  Flüchtende  bekämpfen  –  Streichung  aller
Schulden von Halbkolonien!
Schluss mit ethnischer und nationaler Spaltung! Für die Vereinigung
von Arbeiter_Innen und Jugend aller Länder zu einer internationalen
Bewegung  gegen  den  Imperialismus  und  die  Herrschaft  der
Bourgeoisie!

Welche  Strategie  gegen  die
Klimakrise?
Auf der ganzen Welt sind die Folgen der Klimakrise, des Artensterbens, der
Überbenutzung der Ressourcen (Raubbau an Böden, Wasser, Wald, etc.) und
Überlastung der Senken (Verschmutzung von Wasser, Böden, Atmosphäre,
etc.), zu spüren.

In Europa in Form von zunehmenden Wetterextremen, die zum Beispiel die
Flutkatastrophe  im  Rheinland  verursachten,  sowie  dem  zeitweiligen
Austrocknen von Flüssen wie dem Po in Italien und der Loire in Frankreich.
Doch vor allem der Globale Süden, der sowieso schon massiv unter zuerst
kolonialer und nun imperialistischer Ausbeutung leidet, ist nun auch von den
Folgen der Klimakrise besonders stark betroffen.

In Pakistan stand letztes Jahr ein Drittel des Landes unter Wasser, Tausende
starben, viele Millionen verloren ihre Lebensgrundlagen. In Afrika kam es zu
schweren  Dürren,  die  die  Hungerkrise  in  manchen  Regionen  extrem
verschärften.
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Diese Entwicklung hat ihren Ursprung in der kapitalistischen Wirtschaft, die
auf  Profit  und  Wachstum  basiert  und  diesen  zwangsläufig  alles  andere
unterordnet. Entsprechend ist es notwendig, dass diese Art zu Wirtschaften
endet, damit die Klimakrise überhaupt eingedämmt werden kann.

Da  die  Politik  der  bürgerlichen  Staaten  jedoch  in  erster  Linie  dem
kapitalistischen System verpflichtet ist,  agiert sie auch entsprechend: Die
nötigen radikalen Maßnahmen, die es braucht, um die Krise in den Griff zu
bekommen,  werden  nicht  getroffen,  da  sie  den  Profit  und  die
Wettbewerbsfähigkeit des landeseigenen Kapitals schmälern würden.

Unsere einzige Hoffnung bleibt deshalb die globale Klimabewegung.

Wie ist die Lage der Bewegung?
Nach Lützerath steht die Klimabewegung trotz der Niederlage stärker und
geschlossener  da  als  zuvor.  Dies  liegt  vor  allem  daran,  dass  hier  die
gemeinsame  Erfahrung  gemacht  wurde,  dass  der  bürgerliche  Staat  im
Zweifel immer Kapitalinteressen mit Gewalt durchsetzt, dass die Polizei diese
Gewalt bereitwillig ausübt und auch die Grünen trotz ihrer Wahlversprechen
keine  Ausnahme  unter  den  bürgerlichen  Parteien  bilden,  sondern  im
Gegenteil  für  die  Rodung des Danni  und die  Zerstörung von Lützi  aktiv
verantwortlich sind. Doch auch wenn in den Ketten vor Lützerath bei FFF
organisierte Jugendliche, BUND-Mitglieder und militante Autonome Seite an
Seite standen, sind viele der alten Probleme noch nicht überwunden.

Zwar  hat  sich  inzwischen,  zumindest  formell,  der  Großteil  der
Klimabewegung  von  den  Grünen  und  ihrem  Märchen  vom  „Grünen
Kapitalismus“ verabschiedet, jedoch ist es nicht ausgeschlossen, dass linkere
Kräfte der Grünen es schaffen, Teile der Klimabewegung wieder auf ihre
Seite zu ziehen. Deshalb müssen wir weiterhin jeglichen Einfluss der Grünen
auf die Bewegung scharf bekämpfen. Ebenso müssen wir weiterhin betonen,
dass der Kapitalismus nicht in der Lage ist, die Krise zu lösen, auch nicht in
etwas anderer Form, sondern gänzlich überwunden werden muss.

In Lützerath haben sich die Massen der Klimabewegung, unabhängig von der



konkreten Strategie und Praxis, die sie verfolgen, zusammengeschlossen, um
gemeinsam gegen das fossile Kapital in Form von RWE und den bürgerlichen
Staat in Form der Polizei, Widerstand zu leisten.

Es ist wichtig, dass diese gewonnene Einheit, diese kollektive Stärke, jetzt
nicht verloren geht und dass die Klimabewegung weiterhin geschlossen steht
und gemeinsam kämpft.

Damit das funktionieren kann, ist es jedoch auch nötig, offen Kritik innerhalb
der Klimabewegung zu äußern und mit verschiedenen Akteur_Innen darüber
in die Debatte zu treten, welche Strategie und Praxis die effektivste ist, um
Klimagerechtigkeit zu erreichen.

Welche neue Strategie bringt die Bewegung
voran?
In  den  letzten  Jahren  haben  wir  erlebt,  dass  Massen  sich  den
Demonstrationen  und  Aktionen  der  Klimabewegung angeschlossen  haben
und dorthin gekommen sind, wo diese gekämpft hat, so zum Beispiel nach
Lützerath.  Nun  ist  es  jedoch  nötig,  dass  diese  Massen  ihre  Kämpfe
zurücktragen  an  die  Orte  ihres  Alltags,  an  ihre  Schulen,  ihre  Unis,  die
Betriebe in denen sie Lohnarbeit verrichten.

Denn  die  Demonstrationen  und  Aktionen,  die  wir  in  den  letzten  Jahren
durchgeführt haben, haben uns viel Aufmerksamkeit gebracht. Wir konnten
zeigen, dass wir viele sind und dass wir entschlossen sind. Die Politik hat sich
jedoch  dadurch  nicht  geändert:  Lützerath  wurde  zerstört,  Autobahnen
werden  gebaut,  Kapitalinteressen  regieren  weiter.

Besetzungen,  Blockaden,  Massendemos,  all  das  sind  gute  Mittel,  wir
brauchen allerdings noch mehr als das, um die Regierung wirklich unter
Druck zu setzen.

Der Kampf für Klimagerechtigkeit muss in den Alltag der Menschen getragen
werden, muss den kapitalistischen Alltag unmöglich machen.

Klimastreiks dürfen nicht mehr nur daraus bestehen, einen Freitag alle paar



Wochen  die  letzten  beiden  Unterrichtsstunden  oder  eine  Vorlesung  zu
schwänzen, um irgendwo in der Innenstadt zu demonstrieren: Sie müssen in
der Schule, in der Uni, im Betrieb selber stattfinden!

Die noch recht junge Bewegung „End Fossil: Occupy!“ hat mit Besetzungen
an Unis in zahlreichen Städten und Schulen in Göttingen und Bremerhaven
einen guten Schritt in diese Richtung gemacht und an der Sophie-Scholl-
Schule  in  Schöneberg  haben  Schüler_Innen  eine  Vollversammlung  zum
Thema Klimagerechtigkeit abgehalten und Forderungen dazu beschlossen!

Diese  Aktionen gilt  es  auszuweiten,  auf  noch viel  mehr  Unis,  viel  mehr
Schulen  und  vor  allem:  in  die  Betriebe.  Denn  dort  wird  der  Profit  der
Kapitalist_Innen produziert und wenn dort die Arbeiter_Innen in den Streik
treten, keine Züge rollen, keine Pakettransporter fahren, die Fließbänder bei
Daimler  und  Siemens  stillstehen,  dann  können  wir  nicht  mehr  einfach
ignoriert werden!

Was müssen wir dafür tun?
Um echte Klimastreiks zu erreichen, müssen wir unsere Kämpfe an die Orte
bringen, an denen wir uns täglich aufhalten und die Menschen dort von
unserer Strategie überzeugen.

Wenn  wir  bereits  Lohnarbeit  verrichten,  müssen  wir  mit  unseren
Kolleg_Innen  ins  Gespräch  darüber  kommen,  wie  wir  Klimagerechtigkeit
erreichen  können.  Besonders  wichtig  sind  bereits  organisierte
Arbeiter_Innen  in  Gewerkschaften:  Gemeinsam  müssen  wir  die
Spitzenfunktionär_Innen der Gewerkschaften unter Druck setzen, da diese
häufig  sehr  zögerlich  gegenüber  Arbeitskämpfen  geschweige  denn  dem
Kampf für Klimagerechtigkeit eingestellt sind!

Sie  müssen  Streiks  unterstützen  und  sich  solidarisch  zeigen  mit  den
Arbeiter_Innen, so zum Beispiel im öffentlichen Verkehr, der Pflege oder der
Logistik!

Die Klimabewegung und die Arbeiter_Innen verfolgen nämlich letztendlich
das selbe Interesse: Die Überwindung der kapitalistischen Wirtschaftsweise,



die das Klima zerstört  und Arbeiter_Innen niedrige Löhne und schlechte
Arbeitsbedingungen  aufzwingt,  damit  Manager_Innen  und  Aktionär_Innen
profitieren können.

Die Arbeiter_Innen sind es jedoch, die in der Lage sind, dieses System aus
den  Angeln  zu  heben,  die  Produktionsmittel  der  Kapitalist_Innen,  die
Energie-,  Verkehrs-  und  Agrarkonzerne,  zu  enteignen  und  unter  ihre
Kontrolle zu stellen, diese dann demokratisch zu verwalten und so die nötige
Transformation  hin  zu  einer  klimagerechten  Wirtschaft  einzuleiten!
Gemeinsam mit ihnen müssen wir Jugendliche, Schüler_Innen, Studierende
und alle  Unterdrückten  dieses  Systems eine  Einheit  bilden,  die  von  der
Regierung nicht länger ignoriert werden kann, weil wir Unis, Schulen und
Betriebe lahmlegen.

Neben der Verbindung zwischen Klimakampf und Arbeitskampf dürfen wir
auch nicht vergessen, dass Klimagerechtigkeit nur international möglich ist!
Es muss für uns stets klar sein, dass wir den Kampf dafür nicht bloß in
Deutschland und in Europa führen, sondern dass unsere Bewegung die ganze
Welt umspannen muss und wir hier im Globalen Norden ebenfalls gegen die
Unterdrückung der Menschen im Globalen Süden kämpfen müssen, indem
wir zum Beispiel für eine Streichung der Schulden der Länder des Globalen
Südens eintreten!

Antwort auf die politische Krise:
Ab heute Generalstreik in Peru!
Von Jona Everdeen, Februar 2023

Heute  kommt  es  in  dem Andenland  Peru  zum Generalstreik,  nicht  zum
eintägigen,  wie  wir  es  die  letzten  Monate  in  Frankreich,  Belgien  und
Griechenland erlebt haben, sondern zum unbefristeten!
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Durch  soziale  Massenproteste  ist  es  gelungen  die  lange  zögerliche
Gewerkschaftsführung zu diesem Schritt zu bringen! Der Grund für diese
Entwicklung:  Die  Absetzung  des  linkspopulistischen  Präsidenten  Pedro
Castillo  durch einen parlamentarischen Putsch.  Aber mal  von vorne,  wie
konnte das alles passieren?

Krisenjahre und Wahl von Pedro Castillo
Bei  der  Präsidentschaftswahl  2021  gelang  überraschenderweise  dem
Außenseiter  Pedro  Casti l lo  ein  knapper  Sieg.  Der  ehemalige
Grundschullehrer,  der  sich  im Lehrer_Innen-Streik  2017  als  Streikführer
einen  Namen  gemacht  hatte,  war  angetreten  für  die  kleine,  eher
linkspopulistische  Partei  „Peru  Libre“.

Er konnte als Außenseiter vor allem deshalb gewinnen, weil  in Peru das
Vertrauen in die etablierte Politik durch etliche Korruptionsskandale sowie
die politischen und ökonomischen Krisen der vergangenen Jahre sehr gering
war.  Die  Zeit  vor  ihm war  geprägt  gewesen  von  ständigen  Neuwahlen,
abgesetzten  Präsidenten  und  aufgelösten  Parlamenten,  dazu  war  es
wirtschaftlich immer stärker bergab gegangen und der Sozialstaat hat sich
praktisch aufgelöst.

Für Proletariat und ländliche Arme, vor allem aus Südperu, waren die Lasten
der Krise so schwer geworden, dass die linkspopulistischen Versprechen des
wortradikalen Castillo als einzige Lösung erschienen. Dazu kam auch noch
der Aspekt der rassistischen Unterdrückung der indigenen Landbevölkerung,
als deren Kandidat sich Castillo präsentiert.

Castillos  Reformismus  und  der
Parlamentsputsch
Als Castillo dann als Präsident gewählt und nach einem längeren Hickhack
und der Anzweifelung der Wahl durch seine unterlegende Konkurrentin, die
Diktatorentochter Keiko Fujimori, vereidigt war, zeigte sich jedoch, dass es
mit  seiner  Radikalität  nicht  allzu  weit  her  war  und  er  selbst  die
versprochenen  Reformforderungen  nicht  gegen  die  Bourgeoisie



durchzusetzen  gedachte.

So  die  Verstaatlichung  der  großen  Bergbaubetriebe,  vor  allem  im
Kupferbergbau,  die  zu  größten  Teilen  Konzernen  aus  imperialistischen
Zentren gehören. Kurz nach seinem Amtsantritt reiste jedoch Castillo in die
USA  und  machte  dort  klar,  dass  die  Imperialist_Innen  sich  um  ihr
Privateigentum  an  Produktionsmitteln  auch  unter  ihm  keine  Sorgen  zu
machen brauchen und gerne mehr investieren sollten

Auch das größte Versprechen, die Ausarbeitung einer neuen Verfassung um
die neoliberale von 1993, verfasst durch den Diktator Alberto Fujimori, zu
ersetzen, wurde nur zaghaft angegangen und wäre, hätte die Entwicklung
nicht Castillos Plänen einen Strich durch die Rechnung gemacht, wohl in
einer ähnlichen Farce geendet wie zuvor im benachbarten Chile.

Doch es sollte anders kommen: Am 9. Dezember wurde Pedro Castillo vom
Parlament für abgesetzt erklärt und durch die Polizei verhaftet. Noch am
selben  Tag  wurde  seine  vorherige  Vize-Präsidentin  Dina  Boluarte  zur
Präsidentin einer neuen „Regierung der nationalen Einheit“ bestehend aus
ehemaligen Minister_Innen Castillos und rechten Parlamentsabgeordneten
vereidigt.

Das Parlament, in dem rechte Kräfte noch immer die Mehrheit haben, war
von  Anfang  an  ein  Problem für  Castillo  und  er  musste  sämtliche  etwas
radikaleren  Reformversprechen  aufgeben.  Dennoch  hatte  es  zuvor  schon
zwei Versuche gegeben, Castillo aufgrund fingierter Vorwürfe abzusetzen,
nun drohte ein dritter zu gelingen, weshalb Castillo kurzer Hand beschloss,
das  Heft  selber  in  die  Hand  zu  nehmen  und  seinerseits  das  Parlament
aufzulösen und Neuwahlen zu veranlassen. In diesem Machtkampf standen
jedoch Justiz wie Staatsgewalt (Polizei und Armee) auf Seite der Rechten,
wodurch diese am längeren Hebel saßen und ihrerseits Castillo putschen
konnten.

Massenprotest und Repressionen
Womit jedoch Dina Boluarte und ihre Regierung nicht gerechnet hatten, war



die massive Protestbewegung derer, die ihre Hoffnungen in die Wahl von
Castillo gesetzt hatten, die zwar zusehends von ihm enttäuscht waren, aber
dennoch gegen den reaktionären Putsch und für Neuwahlen auf die Straße
gingen, und zwar in Massen, wie es sie seit Jahrzehnten nicht gegeben hatte.
Vor allem in den ländlichen Provinzen Südperus, doch auch in der Hauptstadt
Lima schlossen sich ihnen die proletarischen und prekarisierten Massen, die
armen Jugendlichen und die Studierenden an. In mehreren Provinzen wurden
Generalstreiks ausgerufen und durchgeführt, Flughäfen wurden besetzt, alle
wichtigen Straße blockiert.

Die Gewalt mit der Boluartes Regime antwortete war brutal: So wurden die
Demonstrierenden als Terrorist_Innen dargestellt, in fast allen Regionen der
Ausnahmezustand ausgerufen, somit de facto der Polizeistaat eingeführt und
von  diesem  dann  auch  Gebrauch  gemacht.  In  Lima  wurde  eine  von
Studierenden  besetzte  Universität  mit  Panzerwagen  gestürmt.  Über  60
Menschen wurden inzwischen von der Polizei ermordet und Hunderte teils
schwer verletzt, die meisten von ihnen durch Schüsse mit scharfer Munition.

Doch die Repression konnte die Massen nicht einschüchtern. Im Gegenteil,
wie bereits zuvor gesehen in Ecuador und Kolumbien, sowie auch nach dem
Mord an George Floyd in Minneapolis, wurden Polizeiwachen in Städten, in
denen Menschen ermordet worden waren, in Brand gesteckt. Doch trotz der
enormen Wut und dem großen Mut der peruanischen Massen gelang es
bisher noch nicht die Putschregierung Boluartes zu Fall  zu bringen oder
zumindest  Neuwahlen  erreichen.  Woran  es  fehlte,  war  eine  zentrale
Koordinierung  der  Aktionen.  Außerdem  verhielten  sich  einige
Gewerkschaften, vor allem im zentralen Bergbausektor, bisher eher passiv
und abwartend.

Perspektiven   
Nun könnte sich diese Schwäche aufheben, da die Führung des zentralen
Gewerkschaftsverbandes  nun  endlich  den  landesweiten  unbefristeten
Generalstreik  für  heute,  den  9.  Februar,  ausgerufen  hat!

Wichtig ist nun, dass sich diese auch tatsächlich alle, städtische wie ländliche



Arme, Jugendliche, Studierende, ländliche Arbeiter:Innen sowie vor allem die
in  den  Schlüsselsektoren,  dem  Bergbau,  den  Häfen  und  Flughäfen,
anschließen!

Einhergehen  muss  dieser  Generalstreik  ebenfalls  mit  der  Gründung  von
Streikräten  in  den  Betrieben,  Schulen,  Unisversitäten  und  ländlichen
Kommunen,  die  auch den Widerstand gegen die  von Boluarte  und ihren
Schergen ins Feld geführte Polizei durch Bildung von Arbeiter_Innen- und
Bäuer_Innen-Milizen organisieren!

Diese müssen die Regierung Boluarte absetzen und durch eine provisorische
Einheitsfrontregierung  aller  Arbeiter_Innen-Parteien  ersetzen,  die
schnellstmöglich  Neuwahlen  und  eine  echte,  demokratische
verfassungsgebende Versammlung einberuft, die auf den zuvor geschaffenen
Räten basiert.

Wir sind solidarisch mit den Arbeiter_Innen, den kämpfenden Jugendlichen
und der ländlichen, meist indigenen, Bevölkerung in Peru! Daher fordern wir:

Nieder  mit  der  Boluarte-Regierung!  Für  die  Auflösung  des
reaktionären korrupten Parlaments und Neuwahlen sowie eine echte
verfassungsgebende Versammlung unter Kontrolle der Massen!
Die  Freilassung  des  demokratisch  gewählten  Präsidenten  Pedro
Castillo!
Ein sofortiges Ende des Ausnahmezustands und der mörderischen
Polizeigewalt!
Schluss  mit  der  Legitimierung  der  peruanischen  Putschist_Innen
durch westliche Sozialdemokrat_Innen wie die Podemos-Regierung in
Spanien!
Den  sofortigen  Stopp  jeglicher  Lieferungen  von  Materialien  zur
Aufstandsbekämpfung an die peruanische Regierung, sollte weiter
geliefert  werden,  die  Blockade  dieser  Lieferungen  und
Beschlagnahmung  der  Materialien  durch  Arbeiter_Innen  der
jeweiligen  Länder!


